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Abs. Absatz
Art. Artikel

BGBl. Bundesgesetzblatt
BKA Bundeskanzleramt

BM... Bundesministerium...
BMBWK für Bildung, Wissenschaft und Kultur
BMF für Finanzen
BMGF für Gesundheit und Frauen 
BMJ für Justiz
BMSG für soziale Sicherheit und Generationen
BMSG für soziale Sicherheit, Generationen und 
 Konsumentenschutz
BMVIT für Verkehr, Innovation und Technologie
B–VG Bundes–Verfassungsgesetz

EU Europäische Union
EUR Euro

G(es)mbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

i.d.(g.)F. in der (geltenden) Fassung
IT Informationstechnologie

Mill. Million(en)

RH Rechnungshof

 

Weitere Abkürzungen sind bei der erstmaligen Erwähnung im Text angeführt.

Abkürzungen

Abkürzungen C

III-126 der Beilagen XXII. GP - Bericht - Hauptdokument 7 von 62



D 

III-126 der Beilagen XXII. GP - Bericht - Hauptdokument8 von 62



Vorbemerkungen

Vorbemerkungen 1

Vorbemerkungen

Vorlage an den Nationalrat

Der RH berichtet dem Nationalrat gemäß Art. 126d Abs. 1 zweiter 
Satz B–VG nachstehend über Wahrnehmungen, die er bei mehreren 
Gebarungsüberprüfungen getroffen hat. Der Überprüfung der ÖBB be-
treffend Personalangelegenheiten, insbesondere der Personalvertreter 
sowie sonst ganz oder teilweise dienstfrei gestellter Dienstnehmer, lag 
ein Ersuchen des damaligen Bundesministers für Verkehr, Innovation 
und Technologie, Ing. Mathias Reichhold, zugrunde.

Darstellung der Prüfungsergebnisse

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam-
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der 
zweiten Stelle der Absatzbezeichnung), deren Beurteilung durch den 
RH (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der überprüften Stelle 
(Kennzeichnung mit 3 und im Kursivdruck) sowie die allfällige Gegen-
äußerung des RH (Kennzeichnung mit 4) aneinander gereiht. Das in 
diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kaufmän-
nische Auf– und Abrundungen.

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der 
Übersichtlichkeit und einfachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechts-
form gewählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Männer.

Der vorliegende Bericht des RH ist nach der Vorlage an den Natio-
nalrat über die Website des RH „http://www.rechnungshof.gv.at“ ver-
fügbar.
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BMBWK BMGF 3

Kurzfassung

Wirkungsbereich der Bundesministerien für
Bildung, Wissenschaft und Kultur
Gesundheit und Frauen

Ausgliederung der Bundesstaatlichen
bakteriologisch–serologischen
Untersuchungsanstalt Innsbruck

Die Bundesstaatliche bakteriologisch–serologische Untersuchungs-
anstalt Innsbruck (Bundesanstalt Innsbruck) wurde im Jahr 2002 aus 
der Bundesverwaltung ausgegliedert und in die Teilrechtsfähigkeit 
des Institutes für Hygiene und Sozialmedizin der Universität Inns-
bruck übertragen. Damit wurde ein fachbereichsübergreifender Ver-
sorgungsansatz im Hinblick auf die Integration der Fachbereiche 
Lebensmittel, Veterinärmedizin und Humanmedizin in die Öster-
reichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH 
(Agentur) nicht verwirklicht. Auch erfolgte keine entsprechende fach-
bereichsübergreifende Kooperation mit der Agentur.

Der Leiter der Bundesanstalt Innsbruck war gleichzeitig Vorstand 
des Institutes für Hygiene und Sozialmedizin der Universität Inns-
bruck. Es bestand eine besondere wirtschaftliche Verfl echtung zwi-
schen der Bundesanstalt Innsbruck und ihrem Leiter.

Der Bund folgte den Intentionen des Leiters hinsichtlich einer Über-
tragung der Bundesanstalt Innsbruck in die Teilrechtsfähigkeit des 
Institutes für Hygiene und Sozialmedizin, weil dieser auch selbst die 
Möglichkeit hatte, Untersuchungsleistungen anzubieten. Dadurch 
wurde eine mögliche Konkurrenzsituation zwischen dem Leiter und 
der Agentur vermieden.

Eine Eingliederung der Bundesanstalt Innsbruck in die Agentur hätte 
einen umfassenden Versorgungsansatz im Hinblick auf die Integra-
tion der Fachbereiche Lebensmittel, Veterinärmedizin und Human-
medizin ermöglicht. Eine fachbereichsübergreifende Lösung wurde 
auch insofern verabsäumt, als eine entsprechende Kooperation mit 
der Agentur nicht eingegangen wurde.
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4 BMBWK BMGF

Die mit der Übernahme der Bundesanstalt Innsbruck eingeleitete 
Wechselwirkung zwischen Laborbetrieb und universitärer Forschung 
bzw. Lehre stellte allerdings eine gesundheitspolitisch bedeutsame Wei-
terentwicklung dar.

Kurzfassung

Kenndaten zur Übernahme der Bundesanstalt Innsbruck durch das
Institut für Hygiene und Sozialmedizin der Universität Innsbruck1)

Rechtsgrundlagen Vertrag zwischen dem Bund, vertreten durch das damalige 
BMSG, und dem Institut für Hygiene und Sozialmedizin im
Rahmen der Teilrechtsfähigkeit vom 29. April 2002

Verwaltungsübereinkommen zwischen dem damaligen 
BMSG und dem BMBWK, vertreten durch den Dekan der
Medizinischen Fakultät der Universität Innsbruck,
vom 24. Mai 2002

Novelle zum Behördenüberleitungsgesetz,
BGBl. I Nr. 64/2002

Aufgaben Mikrobiologische Diagnostik von Infektionskrankheiten,
konsiliarische Tätigkeiten und Referenzlabortätigkeit

Gebarungsentwicklung 20022) 2003
in Mill. EUR

Übertrag aus dem Vorjahr – 0,48
Gesamteinnahmen 1,94 3,20
Gesamtausgaben 1,46 3,15
Saldo 0,48 0,53

Übernahmepreis 2 Mill. EUR

Personalstand3) 36
Anzahl

1) seit 1. Jänner 2004 Medizinische Universität Innsbruck
2) Ausgliederung mit 1. Juni 2002
3) zum 31. Dezember 2003
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 1 Der RH überprüfte von Oktober 2003 bis Jänner 2004 (mit Unterbrechun-
gen) Teilgebiete der Gebarung des Institutes für Hygiene und Sozial-
medizin der Universität Innsbruck im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit*. 
Mit dem vollständigen In–Kraft–Treten des Universitätsgesetzes 2002 
am 1. Jänner 2004 trat die Medizinische Universität Innsbruck die Gesamt-
rechtsnachfolge der Medizinischen Fakultät der Universität Innsbruck 
und damit auch des Institutes für Hygiene und Sozialmedizin (einschließ-
lich seiner Teilrechtsfähigkeit) an.

*  Gemäß dem Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten (UOG 1993) waren 
Universitätsinstitute berechtigt, als teilrechtsfähige Einrichtungen in dem vom Gesetz 
bestimmten Umfang Rechte und Pfl ichten zu erwerben. Universitäre teilrechtsfähige 
Einrichtungen galten als juristische Personen öffentlichen Rechts; eine Bundeshaf-
tung war gesetzlich ausgeschlossen.

Prüfungsschwerpunkt war die Übernahme der Bundesstaatlichen bak-
teriologisch–serologischen Untersuchungsanstalt Innsbruck (Bundes-
anstalt Innsbruck) mit Wirksamkeit vom 1. Juni 2002. Diese wurde 
nach der Übernahme als Bakteriologie bezeichnet.

Zu dem im April 2004 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das BMGF 
im Juni 2004 und das BMBWK (mit angeschlossener Stellungnahme der 
Medizinischen Universität Innsbruck) im Juli 2004 Stellung. Der RH er-
stattete seine Gegenäußerung im August 2004.

 2 (1) Vor ihrer Ausgliederung aus der Bundesverwaltung mit 1. Juni 2002 
bestanden österreichweit sechs Bundesstaatliche bakteriologisch–sero-
logische Untersuchungsanstalten (Graz, Innsbruck, Klagenfurt, Linz, 
Salzburg, Wien). Ihre Tätigkeiten umfassten unter anderem die Durch-
führung von Laboruntersuchungen aufgrund sanitätsrechtlicher Vor-
schriften (Epidemiegesetz 1950, Tuberkulosegesetz, Geschlechtskrank-
heitengesetz, AIDS–Gesetz 1993 usw.) und die damit im Zusammenhang 
stehende Mitwirkung an der epidemiologischen* Überwachung und Ab-
klärung (gemeinsam mit den lokalen Gesundheitsbehörden). Weiters 
oblag ihnen die Wahrnehmung von Aufgaben als Nationale Referenz-
zentralen für bestimmte Infektionskrankheiten.

*  Epidemiologie: Wissenschaft, die sich mit der Verbreitung von übertragbaren und 
nicht übertragbaren Krankheiten und deren Folgen in der Bevölkerung befasst

Zur Verbesserung der Auslastung vorhandener Kapazitäten waren auch 
medizinisch–mikrobiologische und hygienische Untersuchungen für 
Krankenanstalten, niedergelassene Ärzte und andere Auftraggeber (so 
genannte privatwirtschaftliche Tätigkeiten) zulässig. 

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Ausgangslage

Ausgliederung der Bundesstaatlichen bakteriologisch–
serologischen Untersuchungsanstalt Innsbruck

III-126 der Beilagen XXII. GP - Bericht - Hauptdokument 13 von 62



6 BMBWK BMGF

Für die Durchführung privatwirtschaftlicher Tätigkeiten erhielten die 
Mitarbeiter der Bundesanstalten aufgrund eines Erlasses aus dem Jahr 1959 
des damaligen Bundesministeriums für soziale Verwaltung Zusatzzah-
lungen (Taxen). Diese Zahlungen führten teilweise zu einer erheblichen 
Erhöhung der Bezüge (bei den Ärzten der Bundesanstalt Innsbruck rd. 
75 % des Monatsbezuges).

(2) Die Bundesanstalt Innsbruck wies eine enge personelle, wirtschaft-
liche und räumliche Verbindung mit dem Institut für Hygiene und Sozial-
medizin der Universität Innsbruck auf. Der Leiter der Bundesanstalt 
war zugleich Institutsvorstand; beide Einrichtungen befanden sich in 
demselben Gebäudekomplex. Neben der Bundesanstalt Innsbruck gab 
es in der Region kaum weitere Anbieter, was nahezu einer monopol-
artigen Stellung gleichkam.

(3) Grundlage für privatwirtschaftliche Tätigkeiten waren schriftliche 
und mündliche Vereinbarungen insbesondere mit Sozialversicherungs-
trägern sowie mit Krankenanstalten, bei denen der Leiter des Institu-
tes als Vertragspartner angesehen wurde. 

Hinsichtlich des Ausmaßes der privatwirtschaftlichen Tätigkeiten unter-
schieden sich die einzelnen Bundesanstalten teilweise erheblich. Wäh-
rend die Bundesanstalt Innsbruck vor der Ausgliederung zu rd. 80 % 
privatwirtschaftlich tätig war, lag der Anteil der privatwirtschaftlichen 
Tätigkeiten bei der Bundesanstalt Wien lediglich bei rd. 20 %.

Laut Kostenrechnung konnte die Bundesanstalt Innsbruck vor ihrer 
Ausgliederung jährliche Erfolge zwischen rd. 0,4 Mill. EUR und rd. 
1 Mill. EUR erzielen.

 3.1 Die Bundesregierung führte im Jahr 2000 mit dem Ziel einer effi zien-
teren Aufgabenerfüllung des Bundes und einer nachhaltigen Entlastung 
des Bundeshaushaltes unter anderem die Bundesstaatlichen bakterio-
logisch–serologischen Untersuchungsanstalten als Ausgliederungspro-
jekte an. 

Ein Modell für die Ausgliederung dieser Bundesanstalten war deren 
Zusammenführung in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Der 
Leiter der Bundesanstalt Innsbruck betrieb jedoch für den Standort 
Innsbruck mit Nachdruck eine Ausgliederung und Überführung in die 
Teilrechtsfähigkeit des Institutes für Hygiene und Sozialmedizin der 
Universität Innsbruck.

Ausgliederung 
der Bundesanstalt 
Innsbruck

Ausgangslage
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Im damaligen BMSG wurde dazu auf das Risiko hingewiesen, dass der 
Leiter der Bundesanstalt Innsbruck im Falle der Einbindung der Anstalt 
in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung aufgrund der Verträge 
über privatwirtschaftliche Untersuchungstätigkeiten — insbesondere 
mit Sozialversicherungsträgern und Krankenanstalten — in Konkur-
renz zur Gesellschaft treten könnte; die damit verbundenen wirtschaft-
lichen Probleme wären vorhersehbar.

Die Bundesanstalt Innsbruck wurde schließlich mit 1. Juni 2002 an das 
Institut für Hygiene und Sozialmedizin der Universität Innsbruck im 
Rahmen seiner Teilrechtsfähigkeit übertragen. Laut dem Übernahme-
vertrag sollte damit der politischen Vorgabe der Bundesregierung nach 
einem Rückzug des Bundes aus dem privatwirtschaftlichen Bereich 
entsprochen werden. Weiters sollte der Verlust an Einnahmen für den 
Bund durch den Entfall des wirtschaftlichen Risikos, die Reduktion des 
Stellenplans und die vereinbarte Abgeltung aufgewogen werden.

Der Übernahmepreis in Höhe von 1,998.505 EUR ist vertragsgemäß bis 
zum 31. Mai 2007 abzuleisten.

Anders als die Bundesanstalt Innsbruck wurden die Bundesanstalten 
Graz, Klagenfurt, Linz, Salzburg und Wien mit 1. Juni 2002 von der 
Österreichischen Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH 
(Agentur)* übernommen.

*  Die ebenfalls mit Wirksamkeit vom 1. Juni 2002 eingerichtete Österreichische Agen-
tur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH hatte die Wahrung des Schutzes 
der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pfl anzen, eine wirksame und effi ziente 
Evaluierung und Bewertung der Ernährungssicherheit sowie die epidemiologische 
Überwachung und Abklärung übertragbarer und nicht übertragbarer Infektions-
krankheiten beim Menschen zur Aufgabe.

 3.2 Der RH merkte kritisch an, dass für die Bundesanstalt Innsbruck — ins-
besondere aufgrund der besonderen wirtschaftlichen Verfl echtungen, 
aber auch aufgrund der Doppelfunktion des Leiters — jene Lösung ge-
troffen wurde, die den Intentionen des Leiters entsprach. Somit schied 
eine Lösung im Rahmen der Agentur aus. Dadurch wurde ein umfas-
sender Versorgungsansatz im Hinblick auf die Integration der Fachbe-
reiche Lebensmittel, Veterinär– und Humanmedizin nicht verwirklicht.

Ausgliederung der
Bundesanstalt Innsbruck

Ausgliederung der Bundesstaatlichen bakteriologisch–
serologischen Untersuchungsanstalt Innsbruck
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 4.1 Der Übernahmevertrag sah zur Abstattung des Übernahmepreises sowohl 
Geld– als auch Dienstleistungen (z.B. Laboruntersuchungen) vor. Der 
Abschluss der Abrechnungen der Leistungen für die Jahre 2002 und 
2003 verzögerte sich zum Teil erheblich.

 4.2 Der RH empfahl dem BMGF, die im Übernahmevertrag zur Abstattung 
des Übernahmepreises vorgesehenen Leistungen zeitnah abzurechnen.

 4.3 Das BMGF teilte mit, nunmehr über die erforderlichen Daten zu verfü-
gen. Die endgültige Abrechnung werde so schnell wie möglich erfolgen.

 5.1 Am Institut für Hygiene und Sozialmedizin der Universität Innsbruck 
bestand bis zur Übernahme der Bundesanstalt Innsbruck keine Bakte-
riologie. Die Ärzte–Ausbildungsordnung (BGBl. Nr. 152/1994 i.d.g.F.) 
sah vor, dass im Rahmen der Facharztausbildung für Hygiene und 
Mikrobiologie Kenntnisse und Fertigkeiten auf dem Gebiet der Bakte-
riologie zu vermitteln waren.

Von der Möglichkeit, die Facharztausbildung am Institut für Hygiene 
und Sozialmedizin durch eine bakteriologische Ausbildung an der räum-
lich angrenzenden Bundesanstalt Innsbruck zu ergänzen, wurde jedoch 
vor der Übernahme nicht Gebrauch gemacht.

 5.2 Die durch die Übernahme der Bundesanstalt Innsbruck bewirkte Ver-
vollständigung der Facharztausbildung war anzuerkennen. Dennoch 
war es nach Auffassung des RH nicht erforderlich, die Bundesanstalt 
Innsbruck deshalb an das Institut im Rahmen seiner Teilrechtsfähig-
keit zu übertragen. Die Nutzung der räumlich angrenzenden Bundes-
anstalt als Ausbildungsstätte hätte die Möglichkeit geboten, dieses 
Ausbildungsdefi zit zu beheben.

  6.1 Bereichsübergreifende Aktivitäten zwischen den Bereichen Lebensmit-
teluntersuchung, Veterinärmedizin und Mikrobiologie/Bakteriologie 
bieten für die Humanmedizin sowohl in organisatorischer als auch 
epidemiologischer Hinsicht Vorteile und Entwicklungspotenziale. Die-
ser ganzheitliche Ansatz ist gerade im Hinblick auf Zoonosen* zweck-
mäßig. Ein wichtiger der Agentur zugrunde gelegter Leitgedanke war

Jahresabrechnungen

Facharztausbildung

Kooperationsvertrag
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die Schaffung eines institutionellen Rahmens für eine fachbereichs-
übergreifende Vernetzung der drei genannten Bereiche. Damit kommt 
der Agentur im europäischen Raum eine Vorreiterrolle zu.

*  Krankheiten und Infektionen, die auf natürlichen Wegen zwischen Wirbeltieren und 
Menschen übertragen werden, z.B. Tuberkulose, Salmonellose, Milzbrand, Rotlauf

Bereichsübergreifende Aktivitäten wurden auch vom Leiter der Bundes-
anstalt Innsbruck angestrebt. Im Jahr 2001 stellte er in einem Schreiben 
an den damaligen Bundesminister für soziale Sicherheit und Generatio-
nen eine Kooperation mit der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchung 
und der Bundesanstalt für Veterinärmedizinische Untersuchungen in Aus-
 sicht und legte den Entwurf einer Kooperations vereinbarung bei.

Die bereichsübergreifenden Aktivitäten im Raum Innsbruck beschränk-
ten sich jedoch primär auf einen Informationsaustausch zwischen dem 
Institut und den beiden genannten Bundesanstalten. Sie wurden in 
weiterer Folge eingestellt. 

 6.2 Der RH wertete — hinsichtlich der interdisziplinären Zusammenarbeit 
zwischen den genannten Bereichen — die nicht weiter in Erwägung 
gezogene Alternative einer Eingliederung der Bundesanstalt Innsbruck 
in die Agentur als den besseren Lösungsansatz. 

Angesichts der 2002 erfolgten Übernahme durch das Institut für Hygiene 
und Sozialmedizin (ab 2004 Medizinische Universität Innsbruck) emp-
fahl der RH der Medizinischen Universität Innsbruck, eine entsprechende 
Kooperation mit der Agentur anzustreben. 

 6.3 Die Medizinische Universität Innsbruck bestätigte, dass die vormals in 
Aussicht gestellte bereichsübergreifende Zusammenarbeit lokal nicht 
umgesetzt worden sei.

 6.4 Der RH unterstrich angesichts der gesundheitspolitischen Relevanz einer 
interdisziplinären Zusammenarbeit seine Empfehlung einer Kooperation 
zwischen der Medizinischen Universität Innsbruck und der Agentur. 
Auch die Geschäftsführung der Agentur hielt eine solche Zusammen-
arbeit für vorteilhaft.

Kooperationsvertrag Ausgliederung der Bundesstaatlichen bakteriologisch–
serologischen Untersuchungsanstalt Innsbruck
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 7.1 Das Gesundheits– und Ernährungssicherheitsgesetz verpfl ichtete die Agen-
tur, Immunitätsdaten und epidemiologische Basisdaten zur Bekämpfung 
und Prävention von Infektionskrankheiten des Menschen zu erheben. 
Die Agentur legte daher für ein von ihr eingerichtetes so genanntes Kom-
petenzzentrum Infektionsepidemiologie unter anderem fest, dass dieses 
die notwendigen Daten für nationale und internationale Zwecke zur Aus-
rottung von Krankheiten zu koordinieren und zu analysieren habe. 

Gemäß dem Übernahmevertrag hatte die Bakteriologie (nunmehrige 
Bezeichnung der Bundesanstalt Innsbruck) jedenfalls bis zur Mitte des 
Jahres 2008 epidemiologische Daten an das BMGF (zuvor an das BMSG) 
zu übermitteln. Eine Übermittlungspfl icht an die Agentur bzw. an deren 
Kompetenzzentrum Infektionsepidemiologie war nicht vorgesehen.

 7.2 Da die Bakteriologie für die Agentur der mit Abstand wichtigste Über-
mittler einschlägiger Daten dieser Region war, empfahl der RH dem 
BMGF, einen rechtlich verbindlichen Datentransfer der Bakteriologie 
an die Agentur bzw. an das Kompetenzzentrum Infektionsepidemio-
logie zu veranlassen.

 7.3 Laut Stellungnahme des BMGF habe sich die Situation der epidemiolo-
gischen Meldesysteme als unbefriedigend erwiesen. Es sei daher eine Pro-
jektgruppe ins Leben gerufen worden, welche die Vernetzung einschlä-
giger Meldewege erarbeiten solle. Die rechtliche Umsetzung werde im 
Rahmen des neuen Epidemiegesetzes erfolgen.

 8.1 Durch die Übertragung der Bundesanstalt in den universitären Bereich 
sollten in Hinkunft Leistungen auf wissenschaftlich hohem Niveau 
ermöglicht werden. Im Gegenzug dazu sollten jedoch auch Erkennt-
nisse aus der Labortätigkeit im Bereich der universitären Forschung 
und Lehre vermehrt genutzt werden; dadurch würden sich beide Berei-
che gegenseitig ergänzen. Für Forschungsaktivitäten ging die Bakteri-
ologie von einem künftigen zusätzlichen Aufwand von zunächst jähr-
lich rd. 0,4 Mill. EUR aus.

Auch die Agentur verankerte in ihrem Unternehmenskonzept Forschung 
als einen Schwerpunkt künftiger Aktivitäten. Als besondere Ausrich-
tung wurden ein fachübergreifender Ansatz (der vier Geschäftsbereiche 
Lebensmittel, Veterinärmedizin, Humanmedizin und Landwirtschaft) 
sowie eine verstärkte Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrich-
tungen — vor allem mit Universitäten — festgelegt. Die im Bereich der 
Humanmedizin vorgesehene Forschung beschränkte sich vorderhand 
auf Forschungsprojekte, die durch EU–Mittel (ko)fi nanziert wurden.

Infektions-
epidemiologisches 
Zentrum

Laborbetrieb, 
Forschung und 
Lehre
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 8.2 Der RH erachtete die mit der Übernahme der Bundesanstalt Innsbruck 
eingeleitete Wechselwirkung zwischen Laborbetrieb und universitärer 
Forschung bzw. Lehre als gesundheitspolitisch bedeutsame Weiterent-
wicklung. Diese war umso mehr von Bedeutung, als in der Agentur für 
den humanmedizinischen Bereich nach ihrer Gründung zunächst keine 
ausreichenden Mittel für Forschung bereitgestellt wurden.

 9 Sonstige Feststellungen und Empfehlungen:

(1) Die unklare Rechtslage hinsichtlich der privatwirtschaftlichen Tätig-
keiten

Der RH empfahl, in Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeutung dieses 
Bereiches eine klare rechtliche Basis anzustreben.

Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Innsbruck werde an 
entsprechenden Richtlinien gearbeitet.

 (2) Die Regelung der Zusatzzahlungen (Taxen) an die Mitarbeiter

Im Gegensatz zur gänzlichen Einstellung der Zusatzzahlungen (Taxen), 
die bei der Agentur eingeleitet wurde, blieb für die Mitarbeiter der 
Bakteriologie eine mit den Taxen vergleichbare, jedoch der Höhe nach 
reduzierte Form der Mitarbeiterbeteiligung aufrecht.

 10 (1) Maßgeblich für die Entscheidung der Übertragung der Bundesan-
stalt Innsbruck an das Institut für Hygiene und Sozialmedizin der Uni-
versität Innsbruck war die starke Abhängigkeit vom Leiter der Bun-
desanstalt. Ausschlaggebend dafür war das Zusammenwirken folgender 
Faktoren:

– Der Leiter der Bundesanstalt war zugleich Vorstand des Institutes.

– Die Verbindung von Laborbetrieb mit Wissenschaft und Forschung 
begünstigte die Übertragung der Bundesanstalt in den universitären 
Bereich.

– Die Bundesanstalt Innsbruck erzielte hohe Gewinne, deren Grund-
lage die dem Leiter zugerechneten Verträge bildeten. Daraus resultierte 
seine starke wirtschaftliche Position.

Sonstige
Feststellungen

Zielbewertung

Ausgliederung der Bundesstaatlichen bakteriologisch–
serologischen Untersuchungsanstalt Innsbruck
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(2) Unmittelbar vor der Ausgliederung boten sich dem Bund hinsicht-
lich der Bundesanstalt Innsbruck zwei konkrete Alternativen:

– Eine Ausgliederung der Bundesanstalt in die Agentur

Diese Variante hätte nicht den Intentionen des Leiters der Bundesan-
stalt entsprochen und barg somit das Risiko einer Konkurrenzsitua-
tion der Agentur mit dem Leiter. Dies wäre mit der möglichen Gefahr 
hoher Gewinneinbußen und damit wirtschaftlicher Probleme, insbe-
sondere hinsichtlich der Auslastung der Kapazitäten und dem Erhalt 
von Arbeitsplätzen, verbunden gewesen.

– Die mit geringerem Risiko behaftete Ausgliederung durch die Über-
führung der Bundesanstalt in den universitären Bereich

Diese Variante wurde — wie zuvor dargestellt — verwirklicht.

Angesichts des geringen Handlungsspielraums des Bundes war die 
Entscheidung im Sinne des Leiters der Bundesanstalt Innsbruck nach-
vollziehbar. Die Übernahme der Bundesanstalt Innsbruck in die Teil-
rechtsfähigkeit des Instituts für Hygiene und  Sozialmedizin ermög-
lichte insbesondere die gegenseitige Ergänzung von Laborbetrieb und 
universitärer Forschung bzw. Lehre. Die Eingliederung in die Agentur 
wäre jdoch aufgrund der in diesem Rahmen vorgesehenen interdiszip-
linären Ausrichtung ein ebenso bedeutsamer Ansatz gewesen.

Zielbewertung
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Der RH führte für beide Alternativen — wie in der nachfolgenden tabel-
larischen Übersicht stichwortartig angeführt — folgende Beurteilungs-
kriterien ins Treffen:

Zielbewertung Ausgliederung der Bundesstaatlichen bakteriologisch–
serologischen Untersuchungsanstalt Innsbruck

Ziel Zielumsetzung

Übernahme der Bundesanstalt
durch das Institut bzw die
Medizinische Universität

Eingliederung der
Bundesanstalt in die
Agentur

(1)  Rückzug des Bundes aus dem
privatwirtschaftlichen Bereich

– Reduktion des Stellenplans des Bundes ja ja

–  Abwälzung des Risikos bzw. Verhinderung
einer möglichen deutlich rückläufi gen
Gewinnentwicklung bzw. eines Verlustes

nach der Ausgliederung eine
weiterhin günstige Entwicklung
des Betriebserfolges
wahrscheinlich

Gewinneinbrüche wegen 
der Verbundenheit der 
 privatwirtschaftlichen 
 Verträge mit dem Leiter 
nicht ausgeschlossen

–  Vermeidung einer Konkurrenzsituation
mit dem Leiter

ja nein

–  Einstellung der Zusatzzahlungen (Taxen)
an die Mitarbeiter

nein ja

(2) umfassende Facharztausbildung ja ja; durch Zuteilung zu
Ausbildungszwecken zur 
nunmehrigen Bakteriologie

(3)  Erfüllung des gesundheitspolitischen
Versorgungsauftrages; Gewährleistung
medizinischer Leistungserbringung

– Forschungsinput in die Bakteriologie ja; systemimmanent im
universitären Bereich

ja; Forschung auch in der 
Agentur vorgesehen

–  fachübergreifende Zusammenarbeit
Lebensmittel, Veterinär– und
Humanmedizin

lediglich vertragliche Lösung 
möglich

ja; im Rahmen der
Aufbauorganisation

–  Übermittlung epidemiologischer Daten 
(Infektionsepidemiologisches Zentrum)

Schnittstellenprobleme
zwischen der Agentur und der 
nunmehrigen Bakteriologie

Einbindung in
unternehmensinternes
IT–System der Agentur

(4)  Finanzielle Mittel für Wissenschaft
und Forschung

– durch die Verwendung von Gewinnen Quersubventionierung des
universitären Bereiches durch 
den Bereich Gesundheit

auch in der Agentur
Finanzierungsbedarf für 
Forschungsprojekte
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 11 Zusammenfassend empfahl der RH

der Medizinischen Universität Innsbruck:

(1) Eine fachbereichsübergreifende Kooperation mit der Österreichi-
schen Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH wäre 
anzustreben.

dem BMGF:

(2) Ein rechtlich verbindlicher Datentransfer der nunmehrigen Bak-
teriologie an die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernäh-
rungssicherheit GmbH bzw. das Kompetenzzentrum Infektionsepi-
demiologie wäre zu veranlassen;

(3) Die im Übernahmevertrag zur Abstattung des Übernahmepreises 
vorgesehenen Leistungen wären zeitnah abzurechnen. 

Schluss-
bemerkungen
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur

Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung an 
zwei Fakultäten der Universität Wien

Die starke Nachfrage nach Studienrichtungen an der Fakultät für 
Human– und Sozialwissenschaften sowie an der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften und Informatik der Universität Wien erfor-
derte eine Bewirtschaftung von Lehrveranstaltungsplätzen sowie einen 
hohen Einsatz an externen Lehrbeauftragten. Die zur Bewältigung 
der so genannten Massenstudien eingerichteten organisatorischen 
Abläufe und die eingesetzten IT–Systeme bei den Geschäftsprozes-
sen der Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung waren ver-
besserungsfähig.

An der Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften waren im 
Studienjahr 2002/2003 (im Wintersemester) rd. 29.000 Diplomstu-
dien zu betreuen.  Dies entsprach bei rd. 150.000 abgelegten Prü-
fungen — umgerechnet auf das wissenschaftliche Stammpersonal — 
730 Prüfungen je Vollbeschäftigungsäquivalent.

An der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik 
waren im selben Studienjahr bei rd. 6.000 Diplomstudien (im Win-
tersemester) und rd. 42.000 abgelegten Prüfungen rd. 280 Prüfun-
gen je Vollbeschäftigungsäquivalent durchzuführen.

Das von der Universität Wien angebotene IT–System zur Unter-
stützung der Lehrangebotsplanung bot nicht jenen Komfort und 
jene Flexibilität, welche die Fakultäten als Anwender in den ein-
zelnen Ablaufphasen erwarteten. Ein universitätsweites IT–System 
zur Anmeldung von Lehrveranstaltungen wurde noch nicht ange-
boten. An der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Infor-
matik war jedoch ein elektronisches Anmeldeverfahren fl ächende-
ckend eingesetzt.
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Ein überhöhter Anteil an externem Lehrpersonal könnte Probleme 
hinsichtlich der Qualitätssicherung in der Lehre und der Betreuung 
der Studierenden bewirken.

Bei den „Massenstudien“ führten die Regelungen hinsichtlich der Be-
schränkung der Teilnehmerzahl sowie die Verfahren zur Vergabe 
der Plätze vielfach zu einer Abweichung vom idealtypischen Stu-
dienverlauf.

Die durchschnittliche Studiendauer lag deutlich über der Regelstu-
diendauer und war laut Absolventenbefragung der Universität Wien 
bei einigen Studien zum Teil auf universitätsbedingte Ursachen zu-
rückzuführen.

Trotz aller Bemühungen der Universität Wien war im Sommerse-
mester 2003 der Anteil an verspätet ausgestellten Zeugnissen noch 
immer zu hoch.

Kurzfassung

III-126 der Beilagen XXII. GP - Bericht - Hauptdokument24 von 62



BMBWK

BMBWK 17

Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung
an zwei Fakultäten der Universität Wien

Kenndaten der Fakultäten für Human- und Sozialwissenschaften
sowie Wirtschaftswissenschaften und Informatik der Universität Wien

2001 2002 2003

Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften 4,05 4,74 4,79
davon für interne Lehre 1,15 1,74 1,74

Lehreabgeltung in Mill. EUR

davon für externe Lehre 2,90 3,00 3,05

Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik 1,80 2,10 2,12
davon für interne Lehre 0,93 0,93 0,94
davon für externe Lehre 0,87 1,17 1,18

Anzahl

Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften
davon wissenschaftliches Personal 210 206 206

Stammpersonal1)

Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und 
Informatik 216 207 214

davon wissenschaftliches Personal 159 150 149

Doktoratsstudien 1.675 1.281 1.312

Studien2)

Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften
Diplomstudien 34.771 30.265 29.185

Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik
Diplomstudien3) 7.829 6.615 5.922

Doktoratsstudien3) 383 271 310

Absolventen4)

Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften

Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik
Absolventen von Diplom– bzw Bakkalaureats-
studien (1. Abschluss) 271 290 452

Prüfungen4)

Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften 127.500 137.140 150.340

je Vollbeschäftigungsäquivalent des wissen-
schaftlichen Stammpersonals 219 295 281

Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik 34.794 44.281 41.907

1) in Vollbeschäftigungsäquivalenten    
2) jeweils im Wintersemester
3) teilweise gemeinsam mit der Technischen Universität Wien
4) im Studienjahr

2000/2001 2001/2002 2002/2003

Absolventen von Diplomstudien 1.494 1.498 1.663
Absolventen von Doktoratsstudien 128 108 158

Absolventen von Diplom– bzw Doktoratsstudien
(2. Abschluss) 22 42 34

je Vollbeschäftigungsäquivalent des wissen-
schaftlichen Stammpersonals 607 666 730

296 296 293
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 1 Der RH überprüfte von Juli bis Dezember 2003 an der Universität Wien 
ausgewählte Geschäftsprozesse im Bereich der Lehrveranstaltungs– und 
Prüfungsverwaltung an den Fakultäten für Human– und Sozialwissen-
schaften sowie für Wirtschaftswissenschaften und Informatik.

Ziel der Überprüfung war es, die Geschäftsprozesse hinsichtlich ihrer 
Zweckmäßigkeit und Effi zienz sowie die Studienbedingungen zu bewer-
ten. An der Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften waren die 
so genannten Massenstudienrichtungen Psychologie, Publizistik– und 
Kommunikationswissenschaften sowie Pädagogik Prüfungsschwer-
punkte. An der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informa-
tik war das elektronische Anmeldeverfahren Prüfungsschwerpunkt.

Zu den im April 2004 zugeleiteten Prüfungsmitteilungen nahmen die 
Universität Wien und das BMBWK im Juli 2004 Stellung. Der RH erstat-
tete seine Gegenäußerung im August 2004.

 2 Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH befand sich die Uni-
versität Wien in der Intensivphase der Vorbereitungs– und Umstel-
lungsarbeiten auf die neue Rechtslage des Universitätsgesetzes 2002 
(Vollrechtsfähigkeit). Sie hatte dabei die Umstellung des Rechnungs-
wesens einschließlich der Besoldung und die Verselbstständigung der 
Medizinischen Universität Wien zu bewältigen.

Der RH verwendet im Folgenden großteils Bezeichnungen und Funk-
tionen entsprechend der für den Überprüfungszeitraum gültigen Rechts-
lage nach dem Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten 
(UOG 1993) und dem Bundesgesetz über die Studien an den Universi-
täten (Universitäts–Studiengesetz). 

 3.1 Der Zuteilung der Budgetmittel für die Lehre lagen die Ausgaben der 
Vorjahre zugrunde; dabei wurde von der Universitätsleitung mit den 
einzelnen Dekanen ein Mehr– bzw. Minderbedarf verhandelt. Die Auf-
teilung der Mittel auf die einzelnen Studienrichtungen erfolgte im Zuge 
der Lehrangebotsplanung durch die Fakultäten. Kennzahlen kamen 
dabei nicht zum Einsatz. Mangels geeigneter Kostenträger war ein 
Budgetüberblick nur bezüglich der Institute, nicht jedoch bezüglich 
der Studienrichtungen gegeben. 

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Einleitung

Lehre

Budgetzuteilung
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 3.2 Der RH empfahl, künftig aussagekräftigere Budgetvergleiche auf Ebene 
der Studienrichtungen zu ermöglichen und die dafür notwendigen Kos-
tenträger einzurichten. Weiters sollten bei der Budgetzuteilung verstärkt 
geeignete Kennzahlen und Leistungsindikatoren (z.B. Betreuungsver-
hältnis*, Prüfungsbelastung, Erfolgsquote, Studiendauer) herangezo-
gen werden.

* Anzahl der Studierenden, die von einem Lehrenden betreut werden

 3.3 Laut Stellungnahme der Universität Wien sollte mit Einführung von neuen 
Kostenträgern ab 2005 eine exakte Budgetierung auf Studienrichtungs-
ebene möglich sein.

 4.1 Bei Abgleich der Daten der beiden Fakultäten mit jenen der Univer-
sität Wien stellte der RH fest, dass die Auswertungen der Universität 
— offenbar durch mangelnde Datenwartung — keinen vollständigen 
Überblick über das Ausmaß der angebotenen Lehre und die dafür ein-
gesetzten Budgetmittel auf Fakultäts– bzw. Institutsebene boten.

Während die Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften eine auf 
Einzelpersonen abgestellte Übersicht über die Beauftragung mit Lehre 
erstellen konnte, war dies an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaf-
ten und Informatik mit vertretbarem Aufwand nicht möglich. Auch 
hier konnte eine Betrachtung auf Ebene der Studienrichtung mangels 
entsprechender Kostenträger nicht vorgenommen werden.

 4.2 Der RH bemängelte den unvollständigen Überblick der Universität Wien 
über das Lehrangebot der beiden Fakultäten. Die auf Universitätsebene 
dafür eingesetzten IT–Anwendungen waren nur bedingt in der Lage, 
ein Controlling der Lehre auf Fakultäts–, Instituts– und Studienrich-
tungsebene sowie auf Ebene des einzelnen Lehrenden zu unterstützen. 
Der RH regte an, durch organisatorische Maßnahmen und Schulungen 
die Qualität der Datenerfassung und –aufbereitung zu verbessern.

 4.3 Die Universität Wien kündigte Maßnahmen zur Verbesserung, wie bei-
spielsweise zielgerichtetere Schulungen, an.

 5.1 Die an den beiden Fakultäten angewandten ablauforganisatorischen 
Verfahren zur Planung der Lehre waren grundsätzlich nachvollziehbar. 
Auffällig war jedoch eine nach Fakultäten unterschiedliche Nutzung 
der von der Universität Wien zur Verfügung gestellten IT–Anwendung 
„i3v“, einem Programm zur Verwaltung und Verknüpfung von Perso-
nal–, Lehre– und Studierendendaten.

Lehrangebot

IT–Unterstützung zur 
Planung der Lehre

Lehre Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung
an zwei Fakultäten der Universität Wien
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Die Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik setzte diese 
trotz gewisser Mängel, wie z.B. fehlender Simulationsmöglichkeiten 
oder unzureichender Online–Darstellungsmöglichkeiten der Ergebnisse, 
ein. Die Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften verwendete 
hingegen eigene IT–Anwendungen.

 5.2 Der RH hielt fest, dass das von der Universität Wien angebotene IT–
System zur Unterstützung der Planung der Lehre dem Anwender nicht 
jenen Komfort und jene Flexibilität bot, welche die Fakultäten als An-
wender in den einzelnen Ablaufphasen erwarteten. Er empfahl der Uni-
versität Wien, die Funktionen der IT–Anwendung für den zentralen 
Vorgang der Planung der Lehre zu verbessern und einen universitäts-
einheitlichen Ablauf zu gewährleisten. 

 5.3 Laut Stellungnahme der Universität Wien gelte es aufgrund massiver 
organisatorischer Umwälzungen und der Einführung eines neuen Lohn-
verrechnungsprogramms, zuerst den Zustand der IT–Anwendung „i3v“ 
zu konsolidieren. Danach könne in einer weiteren Ausbaustufe die Unter-
stützung der Planungsprozesse in Angriff genommen werden.

 6.1 Aufgrund der personellen Situation an den Instituten, zur Sicherung 
der Vielfalt der Lehre sowie zur Abdeckung der im Studienplan vorge-
sehenen Lehrinhalte setzten die beiden untersuchten Fakultäten Gast-
professoren und Lehrbeauftragte ein. An der Fakultät für Human– und 
Sozialwissenschaften wurden teilweise über 60 % des Lehrangebotes 
von externen Lehrbeauftragten abgehalten.

 6.2 Durch die Einbindung von Gastprofessoren und Lehrbeauftragten konnte 
die Universität auf Nachfrageänderungen der Studierenden fl exibel rea-
gieren bzw. auch bestimmte Themenschwerpunkte gezielt abdecken. 
Der RH wies jedoch auf die möglichen Probleme hinsichtlich der 
Qualitäts sicherung in der Lehre bzw. der Betreuung der Studierenden 
bei einem zu hohen Anteil an externem Lehrpersonal hin. Die Verant-
wortung für die Ausbildung der Studierenden wird dabei Personen 
überlassen, die nur befristet an die Institute gebunden sind.

 6.3 Laut Stellungnahme der Universität Wien könne diesbezüglich bei den Mas-
senstudienrichtungen nur durch eine wesentliche Ausweitung des Stamm-
personals Abhilfe geschaffen werden.

Externe
Lehrbeauftragte 

Lehre
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 7.1 Im Zuge der Einführung der Studienpläne nach dem Universitäts–Stu-
diengesetz überprüften die Fakultät bzw. die Universität die fi nanzielle 
Bedeckbarkeit von Studienplänen. Anschließend bestätigte der Rektor 
die Finanzierung der Studienpläne für eine bestimmte Studienanfän-
gerzahl je Studienjahr und für das vorgesehene Lehrangebot.

Nach den Feststellungen des RH wurden die Studienrichtungen Psy-
chologie sowie Publizistik– und Kommunikationswissenschaft bereits 
im Wintersemester 2002/2003 bzw. 2003/2004 von mehr Studienan-
fängern belegt als prognostiziert.

Zur Bewältigung der hohen Nachfrage setzte die Universität Wien in 
der Studienrichtung Psychologie auf eine leistungsselektive Studien-
eingangsphase. Die Absolvierung dieser Phase sollte den Studienan-
fängern frühestmöglich einen Überblick über die Inhalte des  Studiums 
geben und somit diesbezügliche unklare Vorstellungen der Studieren-
den beseitigen. Sie war die Voraussetzung dafür, um die Zulassung zu 
jenen nachfolgenden Lehrveranstaltungen zu erhalten, für welche Teil-
nahmebeschränkungen notwendig waren.

 7.2 Der RH empfahl, die fi nanzielle Bedeckbarkeit der Studienpläne auf der 
Grundlage zwischenzeitlich im Studienbetrieb gesammelter Erfahrungs-
werte neuerlich zu kalkulieren. Finanziell unzureichend ausgestattete 
Studienrichtungen wären sodann vorrangig durch Umschichtungen 
von Budgetmitteln und sonstigen Ressourcen zwischen den einzelnen 
Studienrichtungen bzw. Fakultäten auszugleichen.

Weitere Möglichkeiten zur Entlastung von Massenstudien sah der RH 
in einer Schwerpunktsetzung bei österreichweit mehrfach angebotenen 
Studienrichtungen. Dabei wäre z.B. zu hinterfragen, ob bestimmte Stu-
dienrichtungen gleichzeitig an mehreren Standorten angeboten wer-
den sollen. Nach Ansicht des RH sollte auch überlegt werden, inwie-
weit das Spannungsverhältnis zwischen freiem Hochschulzugang und 
den begrenzt zur Verfügung stehenden Ressourcen der Universitäten 
gelöst werden kann.

Ferner wäre zu untersuchen, ob, wie für die Studienrichtung Psycho-
logie, auch für andere Massenstudienrichtungen eine derart gestaltete 
Studieneingangsphase zweckmäßig ist.

 7.3 Die Universität Wien schloss sich den Empfehlungen des RH an.

Finanzielle
Bedeckbarkeit von 
Studienplänen

Lehre Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung
an zwei Fakultäten der Universität Wien
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Anmeldesysteme für Lehrveranstaltungen

 8.1 Bei den vom RH untersuchten Studienrichtungen Erziehungswissen-
schaft, Psychologie sowie Publizistik– und Kommunikationswissenschaft 
wurden von den Instituten entwickelte elektronische Anmeldesysteme 
für die Aufnahme in Lehrveranstaltungen mit Teilnahmebeschränkun-
gen eingesetzt.

Diese Systeme wiesen keine bzw. nur eine begrenzte Anbindung an 
die Verwaltungssysteme der Universität Wien auf. Dadurch war es 
nicht möglich, die enthaltenen Daten z.B. als Nachfrage–Indikatoren 
nach Lehrveranstaltungen auf Universitäts– bzw. Fakultätsebene abzu-
rufen.

 8.2 Der RH empfahl, eine IT–Anwendung mit geeigneter Funktionalität 
universitätsweit zur Verfügung zu stellen. Damit könnten z.B. Auswer-
tungen über die Nachfrage nach Lehrveranstaltungen auf Universitäts-
ebene durchgeführt oder die Auswirkungen von Teilnahmebeschrän-
kungen anhand von Wartelisten analysiert werden.

Für bestehende Systeme mit umfangreicher Funktionalität sollten zwi-
schenzeitlich Schnittstellen zur universitätsweiten IT–Anwendung „i3v“ 
geschaffen werden, um aufwendige händische Dateneingaben zu ver-
meiden.

Zuteilung von Lehrveranstaltungsplätzen

 9.1 Bei den Massenstudienrichtungen Pädagogik, Psychologie sowie Publi-
zistik– und Kommunikationswissenschaft wurden für einen Großteil 
der Lehrveranstaltungen Regelungen in den Studienplänen hinsicht-
lich einer Beschränkung der Teilnehmer je Lehrveranstaltung und der 
Zuteilung dieser Lehrveranstaltungsplätze angewandt. Die zugelassene 
Teilnehmerzahl bewegte sich — je nach Lehrveranstaltungstyp — zwi-
schen zehn und 40 Studierenden.

Den Studierenden war es daher nicht immer möglich, die von ihnen 
bevorzugten Lehrveranstaltungen zu besuchen; dies führte zu Abwei-
chungen vom idealtypischen Studienverlauf. 

Fakultät für
Human– und Sozial-
wissenschaften

Lehrveranstaltungsverwaltung
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 9.2 Der RH konnte im Rahmen der gegenständlichen Gebarungsüberprü-
fung nicht feststellen, ob die Anmeldebeschränkungen tatsächlich Stu-
dienzeitverzögerungen bewirkten; er stellte jedoch bei den betreffenden 
Studienrichtungen eine höhere durchschnittliche Studiendauer fest.

Der RH empfahl, die Studierenden verstärkt auf die Situation der Mas-
senstudien und die Notwendigkeit einer speziellen Studiumsablaufpla-
nung zu Beginn des Studiums hinzuweisen.

Anmeldeverfahren

 10.1 Ein zu knappes Lehrangebot bei stark nachgefragten Studienrichtungen, 
wie Internationale Betriebswirtschaft und Wirtschaftsinformatik, erfor-
derte auch dort eine Bewirtschaftung von Lehrveranstaltungsplätzen. 
Zur Erhebung der Nachfrage der Studierenden nach den einzelnen Lehr-
veranstaltungen war ein elektronisches Anmeldeverfahren eingerichtet. 
Damit standen für jede Lehrveranstaltung diesbezüglich exakte Daten 
zur Verfügung. Darauf aufbauend stimmte die Fakultät im Rahmen der 
vorgegebenen Ressourcen das Lehrangebot mit dem Lehrbedarf ab. 

 10.2 Der RH anerkannte das eingesetzte Anmeldeverfahren, weil es der Fakul-
tät ermöglichte, die Planung der Lehre präzise der aktuellen Nachfrage 
anzupassen und die zur Verfügung stehenden Ressourcen möglichst 
effi zient einzusetzen. Weiters konnten die Lehrsituation analysiert und 
Fehlbestände quantitativ aufgezeigt werden.

Der RH empfahl der Universitätsleitung, die an der Fakultät gewon-
nenen Erfahrungen mit dem Anmeldeverfahren beim Ausbau des uni-
versitätsweiten IT–Projekts UNIVIS mit einfl ießen zu lassen.

Planung im Bereich der Lehre

 11.1 Im Zuge des Planungsvorgangs stand die Fakultät immer häufi ger vor 
dem Problem, auf die — faktisch erst mit Semesterbeginn und damit 
für Adaptionsmaßnahmen zu einem sehr späten Zeitpunkt feststehende 
— Nachfrage der Studierenden nach Lehrveranstaltungen nicht mehr 
zeitgerecht reagieren zu können. Besonders bei Studienrichtungen bzw. 
Instituten mit einem grundsätzlich hohen Anteil an externer Lehre war 
die kurzfristige Verpfl ichtung eines weiteren externen Lehrbeauftrag-
ten zur Erhöhung des Lehrangebotes oft nicht mehr möglich.

Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaf-
ten und Informatik

Lehrveranstaltungsverwaltung Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung
an zwei Fakultäten der Universität Wien
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 11.2 Der RH empfahl der Universität Wien, im Rahmen der gesetzlichen 
Möglichkeiten Maßnahmen zu setzen, welche die Studierenden ver-
anlassen, sich zu einem früheren Zeitpunkt als zu Semesterbeginn für 
die Lehrveranstaltungen anzumelden. Dadurch könnte die Planungs-
sicherheit erhöht werden; die Verantwortlichen könnten zeitgerecht 
mit der Abstimmung von Lehrbedarf und Lehrangebot beginnen.

 12.1 Die folgende Übersicht zeigt, dass die durchschnittliche Studiendauer der 
einzelnen Studienrichtungen deutlich über der jeweiligen Regelstudien-
dauer lag:

Studiendauer

 durchschnittliche
 Regelstudiendauer Studiendauer
 in Semestern1) in Semestern2)

Fakultät für Human– und Sozialwissenschaften

Studienrichtung

Pädagogik  8,0  11,5
Psychologie  10,0  14,5
Unterrichtsfach Psychologie und Philosophie  9,0  15,5
Publizistik– und Kommunikationswissenschaft  8,0  12,5
Geographie  9,0  15,0
Unterrichtsfach Geographie und Wirtschaftskunde  9,0  13,5
Unterrichtsfach Leibeserziehung  9,0  13,5
Philosophie  8,0  11,5
Politikwissenschaft  8,0  13,5
Soziologie  8,0  14,0
Soziologie (geistes–/kulturwissenschaftliches Studium)  8,0  14,0
Sportwissenschaften  8,0  13,5
Theaterwissenschaft  8,0  15,5
Völkerkunde  8,0  15,5

Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Informatik

Studienrichtung

Betriebswirtschaft  8,0  12,0
Internationale Betriebswirtschaft  8,0  11,5
Statistik  8,0  11,5
Volkswirtschaft  8,0  12,5
Wirtschaftsinformatik  8,0  13,5

1) laut Allgemeinem Hochschul–Studiengesetz
2) Berechnungen des BMBWK für die Studienjahre 1998/1999 bis 2000/2001
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In den Auswertungen einer ab September 2002 standardmäßig durch-
geführten Absolventenbefragung durch die Universität Wien wurde 
bei den Studien Erziehungswissenschaft, Psychologie sowie Publizis-
tik– und Kommunikationswissenschaft ein Teil der Studienzeitverzö-
gerung den universitären Bedingungen angelastet, sie betrug z.B. beim 
Studium Psychologie mehr als zwei Semester. 

 12.2 Der RH regte an, universitätsbedingte Ursachen für Studienzeitverlän-
gerungen zu ergründen und geeignete Maßnahmen zur Verbesserung 
des Studienablaufs zu setzen.

 13.1 Gemäß dem Universitäts–Studiengesetz waren Zeugnisse unverzüglich, 
längstens jedoch innerhalb von vier Wochen nach Erbringung der zu 
beurteilenden Leistung auszustellen. An der Universität Wien wurde 
die Ausstellung der Lehrveranstaltungszeugnisse durch Eingabe der 
Benotung in die IT–Applikation der zentralen Prüfungsevidenz auto-
mationsunterstützt veranlasst.

 Der RH ermittelte dabei je Fakultät nachstehende Verteilung der Zeit-
dauer vom Datum der Prüfung bis zur Erfassung im IT–System:

Durch Maßnahmen der Universität Wien stieg im Sommersemester 2003 
der Anteil von Prüfungen, bei denen ein Zeugnis innerhalb der gesetz-
lichen Frist von vier Wochen ausgestellt wurde, an beiden Fakultäten 
gegenüber dem Sommersemester 2001 deutlich an. Bei einem nicht unbe-
trächtlichen Anteil von Prüfungen wurde das Zeugnis jedoch nach wie 
vor verspätet ausgestellt. Die Studiendekane führten als Gründe für 
die Verzögerungen unter anderem Massenprüfungen, Personalknapp-
heit und technische Probleme bei der Noteneingabe in das IT–System an.

 13.2 Der RH anerkannte die Bemühungen der Universität Wien, die Verzö-
gerungen bei der Zeugnisausstellung zu verringern. Er bemängelte je-
doch den im Sommersemester 2003 noch immer zu hohen Anteil an 
verspätet ausgestellten Zeugnissen. Er empfahl, auf Institutsebene — 
allenfalls auch auf Prüferebene — Maßnahmen zur Verbesserung der 
Situation zu treffen.

Ausstellung von 
Lehrveranstaltungs-
zeugnissen

Studiendauer Lehrveranstaltungs– und Prüfungsverwaltung
an zwei Fakultäten der Universität Wien

Sommer-
semester

innerhalb von
4 Wochen

5 bis
6 Wochen

6 bis
10 Wochen

länger als
10 Wochen

Fakultät für Human– und
Sozialwissenschaften

2001
2003

54 %
66 %

14 %
15 %

15 %
10 %

17 %
 9 %

Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaften und Informatik

2001
2003

40 %
74 %

29 %
11 %

12 %
 7 %

19 %
 8 %
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 14 Sonstige Feststellungen und Empfehlungen des RH betrafen

–  die Honorierung besonderer Leistungen und Belastungen im Lehr– 
und Prüfungsbetrieb,

–  die Verwahrung der Original–Prüfungsprotokolle am Institut für Er-
ziehungswissenschaften,

–  die Umstellung auf Lehrveranstaltungen mit immanentem Prüfungs-
charakter,

–  die Zuteilung der Lehrveranstaltungsplätze an der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften und Informatik sowie

–  die Qualität und Bewertung von Statistiken an der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften und Informatik.

 15 Zusammenfassend empfahl der RH der Universität Wien:

(1) Die fi nanzielle Bedeckbarkeit der Studienpläne bei so genannten 
Massenstudien wäre auf der Grundlage zwischenzeitlich im Studien-
betrieb gesammelter Erfahrungswerte neuerlich zu kalkulieren.

(2) Unzureichende Ausstattungen von Studienrichtungen wären vor-
rangig durch Umschichtungen von Budgetmitteln und sonstigen 
Ressourcen zwischen den einzelnen Studienrichtungen bzw. Fakul-
täten auszugleichen.

(3) Es wären künftig aussagekräftige Budgetvergleiche auf Ebene 
der Studienrichtungen zu ermöglichen und die dafür notwendigen 
Kostenträger einzurichten.

(4) Die Qualität der Datenerfassung und –aufbereitung der vorhan-
denen IT–Anwendungen wäre durch organisatorische Maßnahmen 
und Schulungen zu verbessern.

(5) Die Unterstützung der Geschäftsprozesse der Lehrveranstaltungs-
anmeldung sowie der Planung der Lehre wäre mit geeigneten, uni-
versitätsweit eingesetzten IT–Anwendungen voranzutreiben.

Sonstige
Feststellungen

Schluss-
bemerkungen
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Kurzfassung

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Justiz

Zentrales Wirtschaftsamt (Strafvollzug)

Das „Zentrale Wirtschaftsamt (Strafvollzug)“ war als nachgeordnete 
Dienststelle des BMJ eingerichtet. Bei der Übertragung der Aufga-
ben der Geschäftsstelle des Justizwache–Massafonds an das Zentrale 
Wirtschaftsamt wurden die beiden Organisationseinheiten nicht mit-
einander verschmolzen.

 1 Der RH überprüfte im Oktober und November 2003 die Gebarung des 
BMJ im Bereich des Zentralen Wirtschaftsamtes (Strafvollzug). Zu den 
im April 2004 zugeleiteten Prüfungsmitteilungen gab das BMJ im 
Juli 2004 eine Stellungnahme ab. Der RH erstattete seine Gegenäuße-
rung im September 2004.

Kenndaten des Zentralen Wirtschaftsamtes (Strafvollzug)

Rechtsgrundlagen Erlass des Bundesministers für Justiz vom 15. Jänner 1992
betreffend die Einrichtung des Zentralen Wirtschaftsamtes als  
nachgeordnete Dienststelle

Erlass des Bundesministers für Justiz vom 3. Dezember 2001 
betreffend die Übertragung der Aufgaben der Geschäftsstelle 
des Massafonds an das Zentrale Wirtschaftsamt

Aufgaben zentrale Versorgung mit Insassenbekleidung,
Dienstbekleidungswirtschaft, Vergabe bzw. Koordination von 
„Unternehmeraufträgen“, Fuhrparkverwaltung,
Bundesschlössermeisterei und Bundeswaffenmeisterei

Standorte Justizanstalt Wien–Simmering
Bundesschlössermeisterei in der Justizanstalt Hirtenberg

2001 2002 2003
Anzahl*

Personalstand 17 11 10

* Zentrales Wirtschaftsamt und Massafonds gemeinsam (laut Stellenplan)
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 2.1 Der Bundesminister für Justiz richtete im Jahr 1976 das so genannte 
Zentralmagazin ein, das in der Folge aufgabenmäßig und organisa-
torisch erweitert wurde. Im Jahr 1992 wurde es auf „Zentrales Wirt-
schaftsamt (Strafvollzug)“ umbenannt und als eigene Dienststelle ein-
gerichtet. Mit 1. Februar 2002 übertrug der Bundesminister für Justiz 
dem Zentralen Wirtschaftsamt auch die Aufgaben der Geschäftsstelle 
des auf einem Beschluss des Ministerrates aus 1949 basierenden Jus-
tizwache–Massafonds (Massafonds)*.

*  Dem Massafonds obliegt die Beschaffung und Beistellung von Dienstkleidern an die 
Justizwachebediensteten.

Eine tatsächliche Einbindung des Massafonds an das Zentrale Wirt-
schaftsamt erfolgte jedoch nicht; der Massafonds bildete weiterhin 
eine eigene Einheit im Zentralen Wirtschaftsamt.

 2.2 Der RH empfahl, den Massafonds ehestens satzungsgemäß aufzulö-
sen und seine Aufgaben vollständig dem Zentralen Wirtschaftsamt zu 
übertragen.

 2.3 Laut Stellungnahme des BMJ werde der Empfehlung trotz vermehrten 
Arbeitsaufwands nicht Folge geleistet.

 3.1 Seit 1. Jänner 2002 unterstand das Zentrale Wirtschaftsamt organisato-
risch dem BMJ (Fachaufsicht) und dem Oberlandesgericht Wien (Dienst-
behörde erster Instanz). Im BMJ war die Zuständigkeit für das Zent-
rale Wirtschaftsamt auf mehrere Organisationseinheiten aufgeteilt.

 3.2 Die Ablauforganisation war insbesondere im Bereich des Beschaf-
fungswesens wegen der Vielzahl der befassten Stellen und des dadurch 
erhöhten Verwaltungsaufwands verbesserungsbedürftig. Der RH emp-
fahl dem BMJ, die Ablauforganisation neu zu strukturieren.

 3.3 Das BMJ hielt ein Abgehen von der im BMJ bestehenden Grundstruktur 
für nicht tunlich.

 3.4 Der RH regte nochmals an, die bestehende Grundstruktur im Sinne der 
Empfehlung des RH zu überdenken und die Zuständigkeiten für das 
Zentrale Wirtschaftsamt im BMJ zusammenzuführen.

Entwicklung und 
Rechtsgrundlagen

Organisation
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 4.1 Das Zentrale Wirtschaftsamt war ab 2002 — nach der Übertragung der 
Aufgaben der Geschäftsstelle des Massafonds — bei einem tatsäch lichen 
Personalstand von neun Bediensteten in acht Abteilungen gegliedert. 
Somit war nahezu jeder Mitarbeiter gleichzeitig Abteilungsleiter sowie 
Stellvertreter eines anderen Bereiches. Die Stellvertretungen waren 
nicht immer ausreichend sichergestellt.

 4.2 Der RH regte an, das Zentrale Wirtschaftsamt in die Bereiche „zentrale 
Beschaffung und Verwaltung“, „Bundesschlössermeisterei“ und „Bun-
deswaffenmeisterei“ zu gliedern. Weiters wäre in diesen drei Bereichen 
für geeignete Stellvertretungen zu sorgen.

 4.3 Das BMJ teilte mit, dass das Zentrale Wirtschaftsamt ab 1. Juni 2004 
für ein Jahr probeweise in fünf Abteilungen unter Beibehaltung einer 
Massafondsabteilung gegliedert werde. Hinsichtlich der Stellvertretun-
gen sagte das BMJ die Umsetzung der Empfehlung des RH zu.

 4.4 Der RH hielt eine weitere Verringerung der Anzahl der Abteilungen 
im Sinne seiner Empfehlung für geboten.

 5.1 Das Zentrale Wirtschaftsamt erfüllte ab der Übertragung der Aufgaben 
der Geschäftsstelle des Massafonds im Jahr 2002 mit neun Bediensteten 
jene Tätigkeiten, die bis dahin von insgesamt 16 Bediensteten (15 Exeku-
tivbedienstete und eine Verwaltungsbedienstete) wahrgenommen wur-
den. Eine Neubewertung der Arbeitsplätze erfolgte nicht.

 5.2 Der RH empfahl, bei Nachbesetzungen für Tätigkeitsbereiche, die keine 
Exekutivdiensterfahrung erfordern, Verwaltungsbedienstete heranzu-
ziehen. Er wies auf das bestehende Einsparungspotenzial hin, das bei 
einer gänzlichen Umsetzung jährlich rd. 73.000 EUR betragen würde. 
Weiters regte er an, die Arbeitsplätze des Zentralen Wirtschaftsamtes 
neu zu bewerten.

 5.3 Laut Stellungnahme des BMJ werden bei Nachbesetzungen die Empfeh-
lung berücksichtigt sowie alle Arbeitsplätze zur Neubewertung an das 
BKA herangetragen werden.

Personal

Organisation Zentrales Wirtschaftsamt (Strafvollzug)
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 6.1 Das Aufgabengebiet des Zentralen Wirtschaftsamtes umfasste vor 
allem die zentrale Versorgung mit Insassenbekleidung, die Dienstbe-
kleidungswirtschaft für die Justizwachebediensteten, die Vergabe und 
Koordination der so genannten Unternehmeraufträge und die Fuhr-
parkverwaltung. Weitere Tätigkeitsfelder bildeten die Bundesschlösser-
meisterei und die Bundeswaffenmeisterei; nur diese führten IT–unter-
stützte Aufzeichnungen.

 6.2 Der RH empfahl, eine IT–unterstützte Dokumentation bzw. Verwaltung 
auch für die übrigen Aufgabengebiete des Zentralen Wirtschaftsamtes 
zu schaffen.

 6.3 Laut Stellungnahme des BMJ würden bereits diesbezügliche Verhandlun-
gen mit der Bundesrechenzentrum GmbH geführt.

 7.1 Für die Bereiche Waffen und Ausrüstungsgegenstände wurde ein IT–
Programm eingesetzt, das die benötigten Informationen aktuell lieferte.

 7.2 Der RH empfahl eine Vernetzung bzw. Anbindung der Justizanstalten 
an dieses IT–Programm.

 7.3 Das BMJ sagte dies zu.

 8.1 Die Bekleidung und Ausstattung der Justizwachebediensteten wurden 
fi nanziell aus Etat– bzw. auch zum Teil aus Massamitteln bedeckt. Als 
Etatmittel bezeichnete das BMJ jene Gelder, die aus dem Budget (des 
Justizressorts) verausgabt wurden. Massamittel wurden vor ihrer Ver-
ausgabung an den Massafonds überwiesen. 

Die Zuordnung, welche Geldmittel jeweils genutzt wurden, war nicht 
immer nachvollziehbar. Händische Aufzeichnungen über Massasorten* 
wurden zwar (mehrfach) geführt, nicht jedoch Aufzeichnungen über 
die ausgegebenen Etatsorten*.

*  Massasorten sind Dienstbekleidungsstücke und Ausrüstungsgegenstände, die der 
Massavorschrift unterliegen. Hingegen unterliegen Etatsorten nicht der Massavor-
schrift; für sie gelten die Richtlinien des Bundes für die Inventar– und Materialver-
waltung (RIM).

 8.2 Der RH regte an, die Bekleidung der Justizwachebediensteten nicht im 
Wege der so genannten Sonderverrechnung (Verrechnung über den 
Massafonds) zu verrechnen. Weiters sollten sämtliche Dienstbeklei-
dungssorten einheitlich IT–unterstützt geführt werden.

Aufgaben

Ausrüstung und 
Bekleidung
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 8.3 Laut Stellungnahme des BMJ würden weiterhin zwei getrennte Verrech-
nungskreise geführt werden. An die Anschaffung eines IT–Programms 
sei gedacht.

 9.1 Das BMJ stellte den neu eintretenden Bediensteten im Wege des Mas-
safonds einen Betrag zur Verrechnung der Erstausstattung zur Verfü-
gung; dieser lag rd. 160 EUR über den gemäß einer Verordnung festge-
legten Kosten einer Grundgarnitur. Tatsächlich schöpfte der Massafonds 
den ausgewiesenen Betrag jedoch durch Ausgabe weiterer Kleidungs-
stücke nahezu zur Gänze aus. Dabei verrechnete er fi ktive Preise (so 
genannte Anschreibpreise), nicht aber die tatsächlichen Kosten der 
Bekleidungssorten.

 9.2 Der RH wies auf das bestehende Einsparungspotenzial von rd. 160 EUR 
je neu eintretenden Justizwachebediensteten hin.

 9.3 Laut Stellungnahme des BMJ sei nach erfolgter Erlassung einer neuen 
Uniformierungsvorschrift das Wertverhältnis der Grundgarnitur dem 
Verrechnungsbetrag angeglichen worden.

 9.4 Der RH merkte an, dass das aufgezeigte Einsparungspotenzial durch die 
vom BMJ neugefasste Uniformierungsvorschrift nicht genutzt wurde.

 10.1 Für die Nachbeschaffung und Instandhaltung der Bekleidungssorten 
wurden Pauschalbeträge an den Massafonds überwiesen. Anschließend 
erfolgte die jährliche Gutschrift von rd. 280 EUR auf den Verrechungs-
konten jedes Justizwachebediensteten. Weiters wurden Reparaturpau-
schalien von insgesamt rd. 160.000 EUR jährlich auf die gleiche Weise 
verrechnet (rd. 50 EUR je Bediensteten). Die Rechnungsabschlüsse des 
Massafonds wiesen ein durchschnittliches Guthaben von jährlich rd. 
600.000 EUR aus.

 10.2 Angesichts der Guthaben in den Rechnungsabschlüssen des Massa-
fonds regte der RH an, die für jeden Justizwachebediensteten verrech-
neten Pauschalbeträge auf jährlich 200 EUR zu vermindern sowie die 
Reparaturpauschalien einzusparen (jährliches Einsparungspotenzial rd. 
390.000 EUR).

Ausrüstung und Bekleidung Zentrales Wirtschaftsamt (Strafvollzug)
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 10.3 Laut Stellungnahme des BMJ hätten sich die Gutschriften hinsichtlich ihrer 
Höhe für die Nachbeschaffung und Instandhaltung der Bekleidungssorten 
sowie auch die Reparaturpauschalien aufgrund langjähriger Erfah rung 
bewährt. Der aus den Rechnungsabschlüssen errechnete Guthabens betrag 
beinhalte unter anderem auch die Geldbestände, den Inventarbestand und 
allfällig offene Rechnungen; es bestünde daher kein Einsparungspotenzial.

 10.4 Der RH hielt an seiner Empfehlung fest, weil der Massafonds seit Jah-
ren über Guthaben verfügte. Weiters diente die Massapauschale der 
Nachbeschaffung und Instandhaltung von Dienstbekleidung, weshalb 
keine eigene Reparaturpauschale erforderlich gewesen wäre.

 11.1 Die Ausstattung der Sondereinheiten der Justizwache sowie die Anschaf-
fung der Arbeitsschutzbekleidung erfolgten — ebenso wie die Verrech-
nung — uneinheitlich (beim Zentralen Wirtschaftsamt, bei den Justiz-
anstalten, über den Massafonds). 

 11.2 Der RH empfahl eine einheitliche Vorgangsweise.

 11.3 Das BMJ teilte mit, dass die Ausstattung der Sondereinheiten der Emp-
fehlung des RH entsprechend angeschafft und verrechnet werden würde.

 11.4 Der RH wies darauf hin, dass sämtliche Anschaffungen und Verrech-
nungen durch das Zentrale Wirtschaftsamt erfolgen sollen.

 12.1 Die Verrechnung des Zentralen Wirtschaftsamtes erfolgte in getrennten 
Verrechnungskreisen. Der Aufwand der Dienststelle wurde über eine 
Ausgaben–Einnahmenstelle der Kassa der Justizanstalt Wien–Simme-
ring verbucht; der Aufwand des disloziert untergebrachten Bundes-
schlössermeisters ging zu Lasten der Justizanstalt Hirtenberg. Für die 
Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben der Uniformgebarung war 
eine eigene Kassa eingerichtet.

 12.2 Der RH empfahl die Einrichtung einer Kassa mit eigener Finanzstelle 
für das gesamte Zentrale Wirtschaftsamt, die Aufl ösung der Bereichs-
kassa Uniformgebarung sowie die Verrechnung im Wege der Kassa-
buchführung des Bundes.

 12.3 Laut Stellungnahme des BMJ sei die Einrichtung einer eigenen Kassa für 
das gesamte Zentrale Wirtschaftsamt aufgrund der speziellen Vorschrif-
ten für den Massafonds und der Trennung der Aufgaben zwischen Zent-
ralem Wirtschaftsamt und Massafonds nicht möglich.

Gebarung

Ausrüstung und Bekleidung
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 12.4 Angesichts der eingangs angeregten satzungsgemäßen Aufl ösung des 
Massafonds verblieb der RH bei seiner Empfehlung.

 13.1 Die Verrechnung des Personal– und Sachaufwands des Zentralen Wirt-
schaftsamtes sowie mancher Ausrüstungsgegenstände bzw. Bekleidungs-
sorten erfolgte gemäß dem Kontenplan des Bundes. Für die übrige 
Dienst bekleidung überwies das BMJ dem Zentralen Wirtschaftsamt die 
monatlich angeforderten Beträge auf das Konto des Massafonds, ohne 
die tatsächlichen Fälligkeitstermine für Zahlungen zu beachten. Die 
dadurch entstandenen Guthaben verblieben auf dem Konto bzw. einem 
Sparbuch des Massafonds.

 13.2 Die gehandhabte monatliche Überweisung von Budgetmitteln des Bun-
des war insofern unwirtschaftlich, als dadurch ein vorzeitiger Schul-
dendienst des Bundes (Schuldaufnahme durch das BMF) begründet 
wurde. Diese Mittel wurden dem Konto bzw. dem Sparbuch des Massa-
fonds gutgeschrieben und nur gering verzinst. 

Der RH empfahl, die Gebarung — wie im Bundeshaushalt üblich — nach 
den haushaltsrechtlichen Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlich-
keit und Zweckmäßigkeit zu führen.

 13.3 Laut Stellungnahme des BMJ werde erwogen, die monatliche Geldanfor-
derung des Zentralen Wirtschaftsamtes auch auf die tatsächlich vorhan-
denen bzw. erwarteten Rechnungen abzustellen.

 14 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Der Justizwache–Massafonds sollte ehestens satzungsgemäß auf-
gelöst werden; seine Aufgaben wären vollständig dem Zentralen 
Wirtschaftsamt zu übertragen.

(2) Die Zuständigkeiten für das Zentrale Wirtschaftsamt im BMJ soll-
ten zusammengeführt werden.

(3) Das Zentrale Wirtschaftsamt sollte in die Bereiche „Zentrale Be-
schaffung und Verwaltung“, „Bundesschlössermeisterei“ und „Bun-
deswaffenmeisterei“ gegliedert werden.

(4) Bei Nachbesetzungen für Tätigkeitsbereiche, die keine Exekutiv-
diensterfahrung erfordern, sollten Verwaltungsbedienstete heran-
gezogen werden.

Schluss-
bemerkungen

Gebarung Zentrales Wirtschaftsamt (Strafvollzug)
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(5) Die Verrechnung von Bekleidung und Ausstattung der Justizwa-
chebediensteten sollte vereinheitlicht werden; sämtliche Dienstbe-
kleidungssorten wären mittels IT–unterstützter Aufzeichnungen ein-
heitlich zu führen.

(6) Das jährliche Bekleidungspauschale wäre auf 200 EUR pro Jus-
tizwachebediensteten zu reduzieren; die Reparaturpauschalien wären 
einzusparen.

(7) Für das gesamte Zentrale Wirtschaftsamt wäre eine Kasse mit 
eigener Finanzstelle einzurichten; die Verrechnung hätte im Wege 
der Kassabuchführung des Bundes zu erfolgen.

(8) Die Überweisung von Budgetmitteln des BMJ an das Zentrale Wirt-
schaftsamt sollte den haushaltsrechtlichen Grundsätzen des Bundes 
entsprechen.

Schluss bemerkungen
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie

Dienstfreistellungen bei den ÖBB

Die Beförderungshäufi gkeit bei den Personalvertretern der Öster-
reichischen Bundesbahnen (ÖBB) war höher als bei der Gesamtheit 
der Mitarbeiter. Die Gebarung der ÖBB mit pauschalierten Über-
stunden– und Reisekostenvergütungen für die Personalvertreter war 
zweckmäßig.

Gegenüber der früheren Rechtslage verdoppelte sich die Anzahl der 
nach dem Bahn–Betriebsverfassungsgesetz gänzlich freigestellten 
Personalvertreter. Dies verursachte im Jahr 2002 einen jährlichen 
Mehraufwand von 3,69 Mill. EUR.

Die Personalvertretung der ÖBB verzichtete auf die gesetzlich ein-
geräumte Möglichkeit der Einrichtung einer Konzernvertretung.

Die dem Arbeitsverfassungsgesetz nachgebildeten Instrumentarien 
im Bahn–Betriebsverfassungsgesetz für eine Gleichbehandlung der 
Personalvertreter mit den übrigen Mitarbeitern der ÖBB wurden bei 
den Laufbahnen der Personalvertreter im Allgemeinen beachtet. 

Meldungen über Nebenbeschäftigungen der Personalvertreter wurden 
von den ÖBB nicht eingefordert.

Die Festlegung der erforderlichen Anzahl an Büromitarbeitern der Per-
sonalvertretungsorgane erfolgte ohne nachvollziehbare Kriterien.

Eine klare Abgrenzung der Tätigkeit der Büromitarbeiter für Aufga-
ben der Personalvertretung und für sonstige (z.B. gewerkschaftliche) 
Aktivitäten fehlte.
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 1 Mit Schreiben vom August 2002 ersuchte der damalige Bundesminis-
ter für Verkehr, Innovation und Technologie, Ing. Mathias Reichhold, 
den RH nach Artikel 126b Abs. 4 B–VG um Überprüfung der Gebarung 
der Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) betreffend Personalangele-
genheiten, insbesondere der Personalvertreter sowie sonst ganz oder 
teilweise dienstfrei gestellter Dienstnehmer. 

  Hervorgehoben waren Fragen zu den rechtlichen Grundlagen für 
Dienstfreistellungen, zur Anzahl der dienstfrei gestellten Dienstneh-
mer, zur Verwendung von Dienstfahrzeugen, zur Aus– und Fortbildung, 
zu den Bezügen, Zulagen und zu Dienstreisen sowie zum Karrierever-
lauf.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Kenndaten zu Dienstfreistellungen bei den ÖBB

Rechtsgrundlagen Allgemeine Vertragsbedingungen für Dienstverträge bei den ÖBB (1995);
 Bahn–Betriebsverfassungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/1997;
 Bundesbahnstrukturgesetz 2003, BGBl. I Nr. 138/2003

  Anzahl
Mandatare zum Stichtag 1. Jänner 2003

gänzliche Dienstfreistellungen (Personalvertreter) 134

 davon Zentralausschuss 18
 Personalausschüsse 45
 Vertrauenspersonenausschüsse 70
 Zentralbehindertenvertrauensperson 1

teilweise Dienstfreistellungen (Personalvertreter) 2.199

 davon Vertrauenspersonenausschüsse 2.055
 Behindertenvertrauenspersonen 80
 Jugendvertrauensräte 64

Dienstfreistellungen (Personalvertreter) gesamt 2.333

ÖBB–Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 2002 48.802

Quelle: ÖBB–Geschäftsberichte, Wirtschaftsprüferberichte, Sonderauswertung ÖBB
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Der RH überprüfte von April bis Juli 2003 die Gebarung der ÖBB betref-
fend die Personalgestion mit dem Schwerpunkt Dienstfreistellungen im 
Zeitraum von 1998 bis 2002 anhand von Personalakten und Belegen 
der ÖBB. Er holte weiters — soferne erforderlich und auf freiwilliger 
Basis — Auskünfte bei der Gewerkschaft der Eisenbahner ein.

Zu dem Anfang April 2004 übermittelten Prüfungsergebnis, das auch 
dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, Vize-
kanzler Hubert Gorbach, zur Kenntnis zugeleitet wurde, nahmen die 
ÖBB Ende April 2004 Stellung. Der RH verzichtete auf eine Gegen-
äußerung.

 2 Bis Juli 1997 regelte die ÖBB–interne Personalvertretungsordnung 
die Wahl und die Tätigkeit der Personalvertreter. Für die damals rd. 
65.000 Mitarbeiter waren 66 Mitarbeiter für den Zentralausschuss und 
die Personalausschüsse zur Gänze dienstfrei gestellt. Die Anzahl der 
weiteren Mitarbeiter, die zeitweise dienstfrei gestellt waren, konnte 
nicht mehr ermittelt werden.

Seit August 1997 war das Bahn–Betriebsverfassungsgesetz die rechtli-
che Grundlage des Personalvertretungswesens in den ÖBB. Darin waren 
— neben den Mitgliedern des Zentralausschusses und der Personalaus-
schüsse — erstmals auch gänzliche Dienstfreistellungen aus dem Kreis 
der örtlichen Vertrauenspersonenausschüsse vorgesehen. Die Anzahl 
der gänzlich freigestellten Personalvertreter erhöhte sich dadurch von 
66 auf 139 (1998) bzw. 134 (2002) und verursachte im Jahr 2002 einen 
jährlichen Mehraufwand von 3,69 Mill. EUR.

Die Personalvertretung der ÖBB verzichtete auf die gesetzlich einge-
räumte Möglichkeit der Einrichtung einer Konzernvertretung.

Das Bahn–Betriebsverfassungsgesetz trat Ende Dezember 2003 außer 
Kraft. Zufolge der Überleitungsbestimmungen im Artikel 7 des Bun-
desbahnstrukturgesetzes 2003 blieben die nach den Bestimmungen des 
Bahn–Betriebsverfassungsgesetzes errichteten Organe der Arbeitneh-
merschaft bis zu ihrer Neuwahl nach den Bestimmungen des Arbeits-
verfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, längstens bis Ende Dezem-
ber 2005, bestehen.

Rechtliche 
Grundlagen

Prüfungsablauf und –gegenstand Dienstfreistellungen bei den ÖBB
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 3 Die Anzahl und das Ausmaß der Dienstfreistellungen bestimmte sich nach 
der Gesamtzahl der Mitarbeiter, die am Tag der Wahlausschreibung bei 
den ÖBB beschäftigt waren:

 4 Zum 1. Jänner 2003 waren gemäß § 65 des Bahn–Betriebsverfassungs-
gesetzes 134 Personalvertreter, darunter 18 Mitglieder des Zentral-
ausschusses, 45 Mitglieder der Personalausschüsse, 70 Mitglieder der 
Vertrauenspersonenausschüsse sowie die Zentralbehindertenvertrau-
ensperson unter Fortzahlung des Entgelts zur Gänze von der Arbeits-
leistung dienstfrei gestellt.

Weitere 45 ÖBB–Mitarbeiter waren gemäß § 45 des Bahn–Betriebsver-
fassungsgesetzes als Büromitarbeiter abgestellt, was einer gänzlichen 
Dienstfreistellung gleichkam.

Anzahl freigestell-
ter Mandatare

Gänzliche Dienst-
freistellungen

 Personalvertretungswahl 1997

Region Wahlberechtigte Mandate 

 Zentral- Personen- Vertrauenspersonen-
 ausschuss ausschüsse ausschüsse

Ost 26.309 13 1.082
Mitte 12.804 12 552
West 6.518 10 330
Süd 11.044 11 515

Gesamt 56.675 18 46 2.479

 Personalvertretungswahl 2001

Region Wahlberechtigte Mandate 

 Zentral- Personen- Vertrauenspersonen-
 ausschuss ausschüsse ausschüsse

Ost 23.318 13 925
Mitte 11.570 11 484
West 5.705 10 303
Süd 9.416 11 430

Gesamt 50.009 18 45 2.142

Quelle: ÖBB, Mandatsverteilung zum Personalvertretungs–Wahlstichtag
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 5 Zum 1. Jänner 2003 waren gemäß § 64 des Bahn–Betriebsverfassungs-
gesetzes 2.055 Mitglieder der Vertrauenspersonenausschüsse, 80 Behin-
dertenvertrauenspersonen und 64 Jugendvertrauensräte teilweise von 
der Arbeitsleistung freigestellt. Diese 2.199 Personalvertreter benötig-
ten zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten (einschließlich Bildungsfreistel-
lung) im Jahr 2002  30.402 Abwesenheitstage. Dies entsprach 83,3 Per-
sonenjahren oder — bezogen auf den Gesamtpersonalstand der ÖBB 
— 0,62 Tagen je ÖBB–Mitarbeiter.

Außerhalb der Personalvertretung nahmen im Jahr 2002  458 Mitarbei-
ter teilweise Dienstfreistellungen gegen anteilige Bezugskürzungen zur 
Ausübung politischer Funktionen in Anspruch. Hiefür fi elen 1.579 Tage 
oder 4,3 Personenjahre bzw. 0,03 Tage je ÖBB–Mitarbeiter an.

Sonstige Freistellungen (z.B. Gewerkschaftstag, Teilnahme an Informati-
onsveranstaltungen, Versehrtensportfest usw.) umfassten im Jahr 2002  
1.886 Tage oder 5,2 Personenjahre bzw. 0,04 Tage je ÖBB–Mitarbei-
ter.

Ferner gewährten die ÖBB im Jahr 2002 Sonderurlaube wegen Kurauf-
enthalten von 42.322 Tagen oder 115,9 Personenjahren bzw. 0,87 Tagen 
je ÖBB–Mitarbeiter, zur Pfl ege von Angehörigen von 38.319 Tagen 
oder 105 Personenjahren bzw. 0,79 Tagen je ÖBB–Mitarbeiter sowie 
aus sonstigen wichtigen Gründen von 23.544 Tagen oder 64,5 Perso-
nenjahren bzw. 0,48 Tagen je ÖBB–Mitarbeiter.

 6 Die zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben der Personalvertre-
tung und der Wahlausschüsse erforderlichen Kosten waren gemäß § 45 
des Bahn–Betriebsverfassungsgesetzes vom Betriebsinhaber zu tra-
gen.

Für die gänzlich freigestellten Personalvertreter sowie die beigestellten 
Büromitarbeiter, insgesamt rd. 180 Personen, fi elen im Jahr 2002 Kosten 
von 10,20 Mill. EUR an. Der überwiegende Anteil von 9,47 Mill. EUR 
oder 93 % entfi el auf den Personalaufwand (Bruttobezug und Dienst-
geberbeiträge), 0,09 Mill. EUR auf Weiterbildung, Büroaufwand sowie 
Reisegebühren und der Rest auf interne Leistungsverrechnungen für 
Kommunikationstechnik, Raummiete sowie Energie.

Von 1999 bis 2002 — für 1998 lagen nur unterjährige Zahlen vor —
stiegen die Personalkosten je Mitarbeiter der Personalvertretung mit 
2,3 % jährlich etwas langsamer als die Personalkosten im ÖBB–Durch-
schnitt (3,2 %).

Teilweise Dienst-
freistellungen

Kosten der 
Personalvertretung 

Dienstfreistellungen bei den ÖBB
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 7 Die Mitglieder der Personalvertretung und deren Ersatzmitglieder durf-
ten in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht beschränkt und wegen die-
ser — insbesondere hinsichtlich des Entgelts, der Aufstiegsmöglichkei-
ten und der dienstlichen Laufbahn — nicht benachteiligt werden (§ 63 
des Bahn–Betriebsverfassungsgesetzes). Sie hatten Anspruch auf eine 
durchschnittliche Laufbahn, wie sie jener Verwendung entsprach, wel-
che der Personalvertreter zu Beginn seiner Freistellung innehatte.

Gemäß § 64 des Bahn–Betriebsversfassungsgesetzes bzw. des dieser 
Bestimmung zugrunde liegenden § 116 des Arbeitsverfassungsgesetzes 
war dem Betriebsratsmitglied (Personalvertreter) jenes Entgelt zu zah-
len, das es/er in der Zeit seiner Freistellung — nach dem gewöhnli-
chen Verlauf der Dinge — mit überwiegender Wahrscheinlichkeit hätte 
verdienen können.

 8.1 Einzelne dienstfrei gestellte Mitglieder der Personalvertretung waren 
neben ihrer Mandatsausübung als Personalvertreter auch in anderen 
Funktionen, z.B. im Bereich der Gewerkschaft der Eisenbahner, einer 
Arbeiterkammer, der Österreichischen Beamtenversicherung oder der 
Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen, tätig. So erhielt 
ein bis zu seiner Pensionierung dienstfrei gestellter Personalvertreter 
neben seinem ÖBB–Bezug eine monatliche Funktionsgebühr von rd. 
3.080 EUR brutto (12–mal im Jahr) für eine derartige, nicht nur in der 
Freizeit ausgeübte Funktion.

Gemäß § 11 der Allgemeinen Vertragsbedingungen für Dienstverträge 
bei den ÖBB war jede erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung schriftlich 
zu melden. Bei den zur Gänze dienstfrei gestellten Mitarbeitern der 
ÖBB fehlten jedoch solche Meldungen und wurden von den ÖBB auch 
nicht eingefordert. Die ÖBB erachteten Zahlungen der genannten Ein-
richtungen in Form von z.B. Funktionsgebühren, Funktionspauschalien 
oder Aufwandsentschädigungen als nicht meldepfl ichtig im Sinne der 
Allgemeinen Vertragsbedingungen.

 8.2 Der RH empfahl den ÖBB, Meldungen über Nebenbeschäftigungen ein-
zufordern und das Gehalt der betreffenden Mitarbeiter an eine allen-
falls reduzierte Dienstleistung anzupassen.

 8.3 Der Vorstand der ÖBB sicherte die vorschriftsgemäße Erfassung mel-
depfl ichtiger Nebenbeschäftigungen zu.

Gehalt und 
Laufbahn der 
Personalvertreter

Neben–
beschäftigungen
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 9.1 Beförderungen der dienstfrei gestellten Personalvertreter und der bei-
gestellten Büromitarbeiter erfolgten im Durchschnitt häufi ger als bei 
anderen ÖBB–Mitarbeitern. Ende Juni 2002 hatten 50 % der ÖBB–Mit-
arbeiter in den letzten 4,7 Jahren eine Rangerhöhung erfahren, wäh-
rend 50 % der Personalvertreter in den letzten 3,5 Jahren befördert 
wurden.

 9.2 Nach Ansicht des RH war die höhere Beförderungshäufi gkeit bei den 
Personalvertretern nur zum Teil auf das höhere Durchschnittsalter die-
ser Bedienstetengruppe zurückzuführen. Der RH empfahl den ÖBB, 
beim Beförderungsvergleich für die Personalvertreter die durchschnitt-
lich geringere Beförderungshäufi gkeit der Gesamtheit der ÖBB–Mitar-
beiter zu beachten.

 9.3 Der Vorstand der ÖBB sagte sein Bemühen um Gleichbehandlung zu.

 10.1 Ein Mitglied des Zentralausschusses legte 1987 die Fachprüfung ab 
und wurde unmittelbar danach als Funktionär der Gewerkschaft der 
Eisenbahner gegen Refundierung der Bezüge dienstfrei gestellt. In 
den folgenden Jahren der Dienstfreistellung für die Gewerkschaft der 
Eisenbahner wurde der Mitarbeiter im Duchschnittsvergleich vorzei-
tig befördert und bekleidete seit Anfang 2000, nunmehr als dienstfrei 
gestelltes Mitglied des Zentralausschusses, einen Dienstposten in der 
Gehaltsgruppe VIIa. 

  Damit war er — bezogen auf die ursprüngliche Stammverwendung — 
der jüngste Fachbeamte in dieser Gehaltsgruppe.

 10.2 Der RH stellte fest, dass im konkreten Fall die dienstliche Laufbahn 
während der Dienstfreistellung als Gewerkschaftsfunktionär um fünf 
bis acht Jahre früher als üblich durchschritten wurde.

 10.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 11.1 Für jede Rangänderung war bei den ÖBB der Nachweis der jeweili-
gen Dienstprüfung Voraussetzung. Drei Personalvertretern waren in 
den Jahren 1990, 1993 und 1995 Prüfungserleichterungen zugestan-
den worden, die in den Personalakten nicht nachvollziehbar waren. In 
drei weiteren Fällen, davon bei einem Mitglied und einem Büromit-
arbeiter des Zentralausschusses sowie einem an die Gewerkschaft der 
Eisenbahner verliehenen ÖBB–Mitarbeiter, gewährten die ÖBB Prü-
fungsnachsichten, die in den Personalakten undokumentiert blieben.

Beförderungen

Dienstfreistellungen bei den ÖBB
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 11.2 Der RH wies darauf hin, dass jede Art von Prüfungserleichterung als 
differenzierte Behandlung gegenüber der Gesamtheit der Mitarbeiter 
zu werten ist. Er empfahl, die sachlichen Gründe für diese Maßnah-
men im Personalakt nachvollziehbar zu belegen.

 11.3 Der Vorstand der ÖBB sicherte zu, künftig verstärkt auf die Nachvoll-
ziehbarkeit sachlicher Kriterien für Prüfungserleichterungen zu ach-
ten.

 12 Aufgrund mehrerer Vereinbarungen zwischen dem Vorstand der ÖBB 
und dem Zentralausschuss erhielten vorerst alle dienstfrei gestellten 
Personalvertreter ab Dezember 1997 eine pauschale Überstundenver-
gütung für durchschnittlich fünf Überstunden pro Monat. Ab Okto-
ber 1999 stellten die ÖBB die Überstundenvergütung für Mitglieder 
des Zentralausschusses, der Personalausschüsse und der freigestellten 
Behindertenvertrauensperson ein. Sie verblieb nur mehr den freige-
stellten Mitgliedern von Vertrauenspersonenausschüssen.

 13.1 Die Höhe der Vergütung für sonstige Nebenbezüge richtete sich nach 
der Stammverwendung vor der Dienstfreistellung.

 13.2 Der RH erachtete die Auszahlung von gruppenspezifi schen Pauschal-
beträgen für sonstige Nebenbezüge bei dienstfrei gestellten Organen 
der Personalvertretung für zweckmäßig, sofern der Durchschnitt der 
sonstigen Nebenbezüge der nicht dienstfrei gestellten Vergleichsgrup-
pen nicht überschritten wird.

 13.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 14.1 Gemäß § 45 des Bahn–Betriebsverfassungsgesetzes war vom Betriebs-
inhaber auch eine entsprechende Anzahl von Mitarbeitern beizustellen, 
wenn es der Umfang der Tätigkeit eines Personalvertretungsorganes 
erforderlich machte. Die ÖBB stellten aus diesem Titel dem Zentral-
ausschuss 29 ÖBB–Bedienstete und den Personalausschüssen 16 ÖBB–
Bedienstete als Büromitarbeiter bei.

Die Anzahl der zu betreuenden Wahlberechtigten je Büromitarbei-
ter war in den einzelnen Gremien sehr unterschiedlich. Begründun-
gen für die erforderliche Anzahl von Büromitarbeitern aufgrund des 
Arbeitsanfalles lagen ebenso wenig vor wie die Defi nition der erfor-
derlichen Qualifi kationen.

Pauschale Überstun-
denvergütung und 
Nebenbezüge

Büromitarbeiter 
der Personal-
vertretungsorgane

Beförderungen
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 14.2 Der RH bemängelte das Fehlen nachvollziehbarer Kriterien zur Festle-
gung der erforderlichen Anzahl an Büromitarbeitern. Er empfahl den 
ÖBB, hiefür objektive Kriterien festzulegen und Arbeitsplatzbeschrei-
bungen unter Angabe der erforderlichen Qualifi kationen auszuarbei-
ten.

 14.3 Der Vorstand der ÖBB teilte dazu mit, dass im Zuge der Überleitung 
auf die Normen des Arbeitsverfassungsgesetzes eine wesentliche Reduk-
tion der unentgeltlich zur Verfügung zu stellenden Mitarbeiter vorge-
sehen sei.

 15.1 Einzelne Büromitarbeiter des Zentralausschusses übten teilweise auch 
Gewerkschaftsagenden aus; Gewerkschaftsmitarbeiter waren zeitweise 
auch als Büromitarbeiter des Zentralausschusses tätig. Eine klare Tren-
nung der Tätigkeiten war mangels geeigneter Unterlagen nicht nach-
vollziehbar. 

 15.2 Der RH bemängelte das Fehlen von Ressourcenaufzeichnungen der 
Büromitarbeiter des Zentralausschusses. Er empfahl, in den auszuar-
beitenden Arbeitsplatzbeschreibungen das prozentuelle Ausmaß der 
Aufgaben der Personalvertretung und sonstiger (z.B. gewerkschaft-
licher) Aktivitäten zum Zweck einer Kostenrefundierung klar abzu-
grenzen.

 15.3 Der Vorstand der ÖBB verwies dazu auf die im Bundesbahnstruktur-
gesetz 2003 festgelegte Überleitung auf die Normen des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes.

 16.1 Gemäß § 45 des Bahn–Betriebsverfassungsgesetzes waren vom Betriebs-
inhaber weiters Räumlichkeiten, Kanzlei– und Geschäftserfordernisse 
sowie sonstige Sacherfordernisse im angemessenen Ausmaß unent-
geltlich zur Verfügung zu stellen. Desgleichen hatte der Betriebsinha-
ber unentgeltlich für die Instandhaltung der bereitgestellten Räume 
und Gegenstände zu sorgen.

Ab Jänner 1998 verlegte der Zentralausschuss seinen Dienstsitz aus den 
ÖBB in ein Gebäude, das im Eigentum des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes stand und zugleich Hauptsitz der Gewerkschaft der 
Eisenbahner war.

Aufgabenverfl ech-
tung bei Büro-
mitarbeitern des 
Zentralausschusses

Bereitstellung von 
Räumlichkeiten

Büromitarbeiter der 
Personalvertretungsorgane

Dienstfreistellungen bei den ÖBB
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 16.2 Ungeachtet des aus der Dienstsitzverlegung resultierenden Minderauf-
wandes der ÖBB hielt der RH die örtliche Trennung des Zentralaus-
schusses von den ÖBB für nicht zweckmäßig. Es wurden dadurch die 
aufgabenmäßige Entfl echtung der Angelegenheiten der Personalver-
tretung von gewerkschaftlichen Aktivitäten erschwert und vermeid-
bare Kommunikationsbarrieren aufgebaut. Der RH empfahl den ÖBB, 
räumliche Vorsorge für den Zentralausschuss in ÖBB–eigenen Gebäu-
den zu treffen.

 16.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 17.1 Im überprüften Zeitraum (1998 bis 2002) waren durchschnittlich 
14 ÖBB–Mitarbeiter in der Gewerkschaft der Eisenbahner gegen Refun-
dierung der Bezüge eingesetzt. Die Höhe der Refundierung wurde in 
einem Übereinkommen aus dem Jahr 1997 mit 76 % des tatsächli-
chen Personalaufwandes festgelegt. Ab September 2002 vereinbarten 
die ÖBB und die Gewerkschaft den Ersatz des vollen Aufwandsbetra-
ges.

 17.2 Der RH bewertete die Umstellung auf eine kostendeckende Refundie-
rung positiv.

 17.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 18.1 In verschiedenen Bundesministerien waren zwischen 1998 und 2001 
insgesamt 31 ÖBB–Mitarbeiter beschäftigt, davon 28 im BMVIT. Im 
Jahr 2002 verfügte nur noch das BMVIT über solche ÖBB–Mitarbeiter. 
Die Arbeitskräfteüberlassung war zeitlich nicht begrenzt und erstreckte 
sich häufi g auf viele Jahre. Die Beförderungen erfolgten während die-
ser Zeit nach dem Laufbahnschema der ÖBB.

 18.2 Der RH empfahl den ÖBB, Richtlinien zur Begrenzung der Dauer von 
Arbeitskräfteüberlassungen festzulegen. Darin wäre mit Erreichen des 
Zeitablaufes die Beendigung der Arbeitskräfteüberlassung oder des 
Dienstverhältnisses durch Austritt vorzusehen.

 18.3 Laut Stellungnahme des Vorstandes der ÖBB würde eine befristete 
Arbeitskräfteüberlassung im Zeitpunkt des Auslaufens in den meis-
ten Fällen zu unerwünschten Folgen, wie Verlust des Know–how (beim 
Beschäftigenden) oder Personalüberhang (beim Überlassenden), füh-
ren.
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 19.1 Jedes Mitglied eines Personalvertretungsorganes war gemäß dem Bahn–
Betriebsverfassungsgesetz berechtigt, bis zu drei Wochen Bildungsfrei-
stellung in Anspruch zu nehmen.

 19.2 Nach den Erhebungen des RH blieben die tatsächlichen Freistellungen 
im Zeitraum von 1999 bis 2002 — für 1998 waren keine Daten verfüg-
bar — mit jährlich durchschnittlich 3,9 Tagen je Personalvertretungs-
mitglied weit unter dem vorgesehenen Höchstausmaß.

 19.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 20.1 Vor dem Jahr 2000 wurden die Dienstfahrzeuge der ÖBB dezentral 
verwaltet; die benutzenden Dienststellen bewahrten die Unterlagen 
in Papierform auf. Ab dem Jahr 2000 wurden Dienst– und Poolkraft-
fahrzeuge im Rahmen eines konzerninternen „All–In–Leasing“ vom 
Geschäftsbereich Einkaufsmanagement–Fuhrparkmanagement an die 
jeweiligen ÖBB–Dienststellen vermietet. Die Nutzer unterlagen ein-
schlägigen Reportingpfl ichten und der entsprechenden Kostenstellen-
verantwortung; die Fahrzeuglenker selbst waren zu einer genau gere-
gelten Fahrtenbuchführung verpfl ichtet.

 20.2 Der RH stellte fest, dass seit Tätigkeitsbeginn des Fuhrparkmanage-
ments im Jahr 2000 keine Kraftfahrzeuge an die Organe der Perso-
nalvertretung überlassen wurden. Die Personalvertreter absolvierten 
ihre Reisebewegungen entweder mit öffentlichen Verkehrsmitteln unter 
Nutzung der den ÖBB–Mitarbeitern zustehenden außertarifl ichen Fahr-
begünstigungen oder sie benutzten ihre privaten Kraftfahrzeuge ohne 
Verrechnung von Kilometergeld.

 20.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 21.1 Gemäß § 45 des Bahn–Betriebsverfassungsgesetzes erhielten die dienst-
frei gestellten Mitglieder der Personalvertretungsorgane ein monatli-
ches Reisegebührenpauschale, sofern ihre Tätigkeit eine regelmäßige 
Abwesenheit vom Dienstsitz erforderte. Von dieser Regelung waren 
jene Mitglieder des Vertrauenspersonenausschusses ausgeschlossen, 
denen bereits aufgrund ihrer Stammverwendung eine Pauschalvergü-
tung für sonstige Nebenbezüge gewährt wurde. Die Höhe des monat-
lichen Reisegebührenpauschales lag, gestaffelt nach Funktion des Per-
sonalvertretungsorganes, zwischen 78,49 EUR und 235,46 EUR.
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 21.2 Der RH erachtete die Auszahlung von pauschalierten, nach dem jewei-
ligen Tätigkeitsbereich gestaffelten Reisegebührenvergütungen für 
zweckmäßig.

 21.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

 22.1 Im überprüften Zeitraum verursachten Auslandsreisen von Personalver-
tretern den ÖBB Kosten von insgesamt rd. 2.000 EUR. Ein Personalver-
treter reiste nach München, um als Mitglied eines Projektaufsichtsrates 
eine Fernsteuerzentrale zu besichtigen. Ein anderer Personalvertreter 
nahm an einer Auslandsreise teil, um als Fachvertreter einen Fahrsi-
mulator zu besichtigen.

 22.2 Nach Ansicht des RH waren die Auslandsreisen der Organe der Perso-
nalvertretung gerechtfertigt.

 22.3 Der Vorstand der ÖBB nahm dazu nicht gesondert Stellung.

Reisegebührenvergütung
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Schluss–
bemerkungen

 23 Zusammenfassend empfahl der RH die vorrangige Umsetzung der 
nachfolgenden Empfehlungen:

 (1) Bei Beförderungen von Personalvertretern sollte die durchschnitt-
lich geringere Beförderungshäufi gkeit der Gesamtheit der ÖBB–Mit-
arbeiter beachtet werden.

 (2) Bei Prüfungserleichterungen und Prüfungsnachsichten wären 
die sachlichen Gründe im Personalakt nachvollziehbar zu belegen.

 (3) Es wären objektive Kriterien für die Anzahl der Büromitarbei-
ter festzulegen und Arbeitsplatzbeschreibungen unter Angabe der 
erforderlichen Qualifi kationen auszuarbeiten.

 (4) Meldungen über Nebenbeschäftigungen sollten eingefordert und 
das Gehalt der betreffenden Mitarbeiter an eine allenfalls reduzierte 
Dienstleistung angepasst werden.

 (5) Es sollten Richtlinien zur Begrenzung der Dauer von Arbeits-
kräfteüberlassungen festgelegt werden.

Wien, im März 2005

Der Präsident:

Dr. Josef Moser
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ANHANG

Entscheidungsträger

(Aufsichtsratsvorsitzende und
deren Stellvertreter
sowie Vorstandsmitglieder)

der überprüften Unternehmung

Anmerkung:
im Amt befi ndliche Entscheidungsträger in Blaudruck
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ANHANG
Entscheidungsträger

Österreichische Bundesbahnen (bis 31. Dezember 2004)

Dr. Helmut SCHUSTER
(25. März 1993 bis 8. März 2001)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Franz R. ROTTMEYER
(8. März 2001 bis 17. Mai 2004)

Dr. Wolfgang REITHOFER
(17. Mai 2004 bis 31. Dezember 2004)

DDr. Anton HESCHGL
(25. März 1993 bis 28. April 1998)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Dipl.–Ing. Dr. Rudolf STREICHER
(28. April 1998 bis 8. März 2001)

Dr. Heinz DÜRR
(8. März 2001 bis 5. März 2002)

Dr. Wolfgang REITHOFER
(2. Mai 2002 bis 17. Mai 2004)

Franz RAUCH
(17. Mai 2004 bis 31. Dezember 2004)

Gerhard NOWAK
(26. März 1996 bis 1. Oktober 1999)

Wilhelm HABERZETTL
(1. Oktober 1999 bis 31. Dezember 2004)
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Vorstand

Dipl.–Ing. Dr. Helmut DRAXLER
(1. August 1993 bis 31. Juli 2001)

Dipl.–Bw. Rüdiger vorm WALDE
(1. August 2001 bis 31. Dezember 2004)

Dipl.–Ing. Helmut HAINITZ
(1. März 1982 bis 31. Jänner 2003)

Mag. Anton HOSER
(1. August 1997 bis 31. Juli 2001)

Dipl.–Ing. Fritz PROKSCH
(1. August 1993 bis 31. Juli 2001)

Dr. Gerhard STINDL
(1. August 1997 bis 31. Juli 2001)

Ferdinand SCHMIDT
(1. August 2001 bis 31. Dezember 2004)

Dipl.–Ing. Dr. Alfred ZIMMERMANN
(1. Jänner 2003 bis 31. Dezember 2004)

Mag. Erich SÖLLINGER
(1. Mai 2003 bis 31. Dezember 2004)

Generaldirektor

Generaldirektor-
Stellvertreter

Mitglieder
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ANHANG
Entscheidungsträger

Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft

Dr. Wolfgang REITHOFER
(seit 27. April 2004)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Franz RAUCH
(seit 27. April 2004)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Dr. Siegfried DILLERSBERGER
(seit 27. April 2004)

Wilhelm HABERZETTL
(seit 27. April 2004)

Vorstand

Dipl.–Bw. Rüdiger vorm WALDE
(27. April 2004 bis 31. Dezember 2004)

Mag. Martin HUBER
(seit 1. November 2004)

Dr. Josef MOSER
(27. April 2004 bis 26. August 2004)

Mag. Erich SÖLLINGER
(seit 27. April 2004)

Vorsitzender

Mitglied;
Sprecher seit
1. Jänner 2005

Mitglieder
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